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I.

2375

Richtlinien zur Förderung von investiven 
Maßnahmen im Bestand

in Nordrhein-Westfalen (RL BestandsInvest)
RdErl. des Ministeriums für Bauen, Wohnen,

Stadtentwicklung und Verkehr – IV.7 – 31 – 11/2015
v. 22. 1. 2015

Der RdErl. des Ministeriums für Bauen und Verkehr 
vom 26. 1. 2006 (MBl. NRW. S.  156), der zuletzt durch 
RdErl. v. 23. 1. 2014 (MBl. NRW. S. 109) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert:

 1.  Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

 a)   In Nummer 1 werden nach dem Wort „Barrieren“ 
die Wörter „und zur Modernisierung“ eingefügt.

 b)   In Nummer 2 wird das Wort „Dauerpfl egeeinrich-
tungen“ durch die Wörter „vollstationären Pfl e-
geeinrichtungen“ ersetzt.

 c)  Nummer 2.5 wird wie folgt gefasst:

  „Wohnkostenentlastung und Zweckbindung“

 d)   In Nummer 3 wird das Wort „Sozialwohnungsbe-
ständen“ ersetzt durch das Wort „Wohnungsbe-
ständen“.

 e)   In Nummer  5 werden die Wörter „und in beste-
henden vollstationären Dauerpfl egeeinrichtun-
gen“ gestrichen.

 f)   In Nummer 5.5 werden die Wörter „Entgelt- und“ 
gestrichen.

 2.  Die Einleitung wird wie folgt geändert:

 a)  Satz 4 wird aufgehoben.

 b)  Der neue Satz 5 wird wie folgt geändert:

  aa)  Das Wort „neuen“ wird gestrichen.

  bb)   Nach dem Wort „Finanzierungskonditionen“ 
wird folgender Klammerzusatz eingefügt: 
„(Darlehen mit Tilgungsnachlässen)“.

  cc)   Nach dem Wort „Eigentümerhaushalten“ im 
Klammerzusatz werden die Wörter „mit be-
grenztem Einkommen“ eingefügt.

 c)   Im neuen Satz  6 werden die Wörter „und beste-
hende vollstationäre Dauerpfl egeeinrichtungen“ 
gestrichen.

 d)   Im neuen Satz  8 wird das Wort „mechanische“ 
gestrichen.

 e)   Die alten Sätze 13 bis15 werden durch die folgen-
den Sätze ersetzt:

   „Die Modernisierung des Bestands, insbesondere 
im Hinblick auf die Reduzierung von Barrieren  
und die Verbesserung der Sicherheit am und im 
Gebäude, bleibt ein weiteres wichtiges woh-
nungspolitisches Ziel, um für alle Menschen mit 
Mobilitätseinschränkungen Wohnqualitäten zu 
schaffen, die ein Wohnen mit Komfort in allen 
Lebenslagen und in jedem Alter ermöglichen. Da-
zu gehören barrierearme Standards im Bestand 
ebenso wie Maßnahmen zum Schutz vor Ein-
bruch.“

 f)   Im neuen Satz 14 werden die Wörter „zur Redu-
zierung von Barrieren“ gestrichen.

 g)   Der neue Satz 16 wird wie folgt gefasst: „Außer-
dem werden Maßnahmen zur baulichen Anpas-
sung und zum Umbau von bestehenden vollstati-
onären Pfl egeeinrichtungen in kleinteilige und 
überschaubare Wohn- und Pfl egeangebote (Pfl e-
gewohnplätze) mit Wohngruppen bis zu 12 Perso-
nen gefördert.“

 h)   Im neuen Satz  18 wird das Wort „Sozialwoh-
nungsbeständen“ durch das Wort „Wohnungsbe-
ständen“ ersetzt.

 3.   In Nummer  1 werden nach dem Wort „Barrieren“ 
die Wörter „und zur Modernisierung“ eingefügt.

 4.  Nummer 1.2.1 Buchstabe d) wird wie folgt gefasst: 

  „Grundrissänderungen zur Schaffung von barriere-
armen Wohnfl ächen (auch Anbau einzelner Räume),“

 5.  Nummer 1.3.2 wird wie folgt gefasst:

 a)  Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

   „Das Darlehen beträgt bis zu 25.000 Euro pro 
Wohnung, höchstens jedoch 80 v. H. der aner-
kannten förderfähigen Bau- und Baunebenkosten 
in Mietwohnungen und 85 v. H. in selbst genutz-
tem Wohneigentum.“

 b)  Die Sätze 2 und 3 werden aufgehoben.

 6.   In Nummer  1.5 wird in Satz  5 die Angabe „§  554 
Abs.  3 BGB“ ersetzt durch die Angabe „§  555 c 
BGB“.

 7.   In Nummer  2 wird das Wort „Dauerpfl egeeinrich-
tungen“ durch die Wörter „Pfl egeeinrichtungen“ er-
setzt.

 8.  Nummer 2.1.1 wird wie folgt geändert:

 a)  Satz 1 wird wie folgt geändert:

  aa)   Das Wort „Dauerpfl egeeinrichtungen“ wird 
durch das Wort „Pfl egeeinrichtungen“ er-
setzt.

  bb)   Das Komma am Ende des 2. Spiegelstrichs 
wird durch das Wort „und“ ersetzt.

  cc)  Der 3. Spiegelstrich wird aufgehoben.

 b)   In Satz 2 wird das Wort „Dauerpfl egeeinrichtun-
gen“ durch das Wort „Pfl egeeinrichtungen“ er-
setzt.

 9.  Nummer 2.1.2 wird wie folgt gefasst:

  „Es wird die Schaffung von Wohn- und Gemein-
schaftsräumen gefördert, die für neue Formen des 
gemeinschaftlichen Wohnens in Einrichtungen der 
vollstationären Pfl ege (§ 71 Abs. 2 SGB XI) (Pfl ege-
wohnplätze) geeignet sind und die Wohnkostenbe-
lastung der Nutzerinnen und Nutzer dieser Einrich-
tungen senken.“

10.   In Nummer  2.2.2 wird nach dem letzten Spiegel-
strich der Punkt durch ein Komma ersetzt und fol-
gender neuer Spiegelstrich angefügt: „– Verbesse-
rung der Energieeffizienz.“

11.  Nummer 2.2.3 wird wie folgt geändert:

 a)  Der erste Halbsatz wird wie folgt gefasst:

   „Geförderte Pfl egeeinrichtungen sollen besondere 
bauliche und funktionale Qualitäten erreichen, 
die über die baulichen Anforderungen an Ein-
richtungen mit umfassendem Leistungsangebot 
gem. WTG, insbesondere an die Wohnqualität 
gem. §§ 4 Abs. 6 und 20 WTG und §§ 6, 7 und 8 
WTG DVO NRW hinausgehen:“.

 b)   Im achten Spiegelstrich wird das Wort „soll“ 
durch das Wort „darf“ ersetzt.

12.   In Nummer  2.2.4 wird der Klammerzusatz gestri-
chen.

13.  In Nummer 2.2.5 wird Satz 2 wie folgt geändert:

 a)   die Angabe „120“ wird ersetzt durch die Angabe 
„100“. 

 b)  Der Klammerzusatz entfällt.

14.   In Nummer  2.2.6 wird die Angabe „55“ durch die 
Angabe „53“ ersetzt.

15.   In Nummer  2.2.7 wird in Satz  2 das Wort „Heime“ 
durch „Einrichtungen“ ersetzt.

16.  Nummer 2.2.9 wird wie folgt gefasst:

  „Die Vorschriften des Gesetzes zur Weiterentwick-
lung des Landespfl egerechtes und Sicherung einer 
unterstützenden Infrastruktur für ältere Menschen, 
pfl egebedürftige Menschen und deren Angehörige 
(Alten- und Pfl egegesetz Nordrhein-Westfalen – 
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APG NRW) vom 2. Oktober 2014 (GV. NRW. S. 625/
SGV. NRW. 820) und der Verordnung zur Ausfüh-
rung des Alten- und Pfl egegesetzes Nordrhein-West-
falen und nach § 92 SGB XI (APG DVO NRW) vom 
21. Oktober 2014 (SGV. NRW. 820) sowie des Wohn- 
und Teilhabegesetzes (WTG) und der Verordnung 
zur Durchführung des Wohn- und Teilhabegesetzes 
(Wohn- und Teilhabegesetz Durchführungsverord-
nung – WTG DVO) vom 21. Oktober 2014 (GV. NRW. 
S. 656/SGV. NRW. 820) bleiben unberührt.“

17.  Nummer 2.2.10 wird wie folgt gefasst:

  „Die teilweise Umstrukturierung einer Pfl egeein-
richtung wird nur gefördert, wenn der zuständige 
überörtliche Sozialhilfeträger bestätigt hat, dass für 
den Fall, dass die Einrichtung weitere (nicht nach 
diesen Richtlinien geförderte) Plätze enthält oder 
enthalten soll, die anerkennungsfähigen Aufwen-
dungen gem. APG DVO NRW für nach diesen Richt-
linien geförderte und weitere Plätze getrennt berech-
net und festgesetzt werden.“

18.  Nummer 2.3.3 wird wie folgt geändert:

 a)   In Satz 1 wird die Angabe „60.000“ durch die An-
gabe „70.000“ ersetzt.

 b)   In Satz 2 wird die Angabe „7.100“ durch die An-
gabe „8.500“ ersetzt.

19.  Nummer 2.3.4 Satz 1 wird wie folgt geändert:

 a)   Die Angabe „60.000“ wird durch die Angabe 
„70.000“ ersetzt.

 b)   Die Angabe „67.100“ wird durch die Angabe 
„78.500“ ersetzt.

20.  Nummer 2.4 wird wie folgt geändert:

 a)   In Satz 3 wird die Angabe „2“ durch die Angabe 
„4“ ersetzt. 

 b)  Nach Satz 3 wird folgender Satz eingefügt:

   „Dies entspricht der Vorschrift zur linearen Ver-
teilung der Aufwendungen bei Baumaßnahmen 
im Bestand auf 25 Jahre gem. §  3 Abs.  5 APG 
DVO NRW.

 c)  Satz 5 (alt) wird aufgehoben.

21.  Nummer 2.5 wird wie folgt gefasst:

 „Wohnkostenentlastung und Zweckbindung“

22.  Nummer 2.5.1 wird wie folgt gefasst:

  „Geförderte Pfl egewohnplätze sind für die Dauer 
von 20 Jahren ausschließlich für Zwecke der vollsta-
tionären Pfl ege zu nutzen. § 13 Satz 1 WFNG NRW 
fi ndet keine Anwendung. Die Nutzung einzelner 
Plätze für eingestreute Kurzzeitpfl ege ist zulässig.“

23.  Nummer 2.5.2 wird wie folgt gefasst:

  „Die mit der Förderung von Pfl egewohnplätzen be-
zweckte Wohnkostenentlastung ist dadurch zu ge-
währleisten, dass das Verfahren zur Festsetzung der 
anerkennungsfähigen Aufwendungen gemäß APG 
DVO NRW eingehalten wird. 

  Für den Fall, dass die Fördernehmerin bzw. der För-
dernehmer die Pfl egeeinrichtung nicht selbst be-
treibt, ist er bzw. sie zu verpfl ichten, 

 –  die geförderten Pfl egewohnplätze für die Dauer 
der Zweckbindung gem. Nr. 2.5.1 an eine Betreibe-
rin oder einen Betreiber zum Zwecke des Betriebs 
einer vollstationären Pfl egeeinrichtung zu vermie-
ten und

 –  die Betreiberin oder den Betreiber vertraglich zu 
verpfl ichten, die geförderten Pfl egewohnplätze 
während der Dauer der Zweckbindung nur für 
Zwecke der vollstationären Pfl ege und eingestreu-
ter Kurzzeitpfl ege im Sinne des APG NRW zu nut-
zen und dabei das Verfahren zur Festsetzung der 
anerkennungsfähigen Aufwendungen gem. APG 
DVO NRW einzuhalten.“

24.   In Nummer 2.5.3 Satz 1 wird das Wort „Dauerpfl e-
geeinrichtung“ durch das Wort „Pfl egeeinrichtung“ 
ersetzt.

25.  In Nummer 2.6.1 wird Satz 2 wie folgt gefasst: 

  „Diese ist herbeizuführen, bevor die abschließende 
Abstimmung durch die Träger mit den überörtlichen 
Trägern der Sozialhilfe und den WTG-Behörden er-
folgt.“

26.   In Nummer  3 wird das Wort „Sozialwohnungsbe-
ständen“ durch das Wort „Wohnungsbeständen“ er-
setzt.

27.   In Nummer  3.1 wird das Wort „Sozialwohnungsbe-
ständen“ durch das Wort „Wohnungsbeständen“ er-
setzt.

28.  Nummer 3.2.1 wird wie folgt gefasst:

  „Förderfähig sind nachfolgende Maßnahmen in 
hochverdichteten Wohnanlagen der 1960er und 
1970er Jahre, wenn sie in Kombination mit nach 
Nr.  5 dieser Richtlinien geförderten Maßnahmen 
durchgeführt werden. Sie können ergänzend mit 
Maßnahmen nach Nr.  1 dieser Richtlinien kombi-
niert werden.“

29.   In Nummer  3.3.2 wird die Angabe „50“ durch die 
Angabe „80“ ersetzt.

30.   In Nummer  3.3.3 wird die Angabe „50“ durch die 
Angabe „80“ ersetzt.

31.  Nummer 3.4 wird wie folgt geändert:

 a)   In Satz 1 wird die Angabe „10“ ersetzt durch die 
Wörter „wahlweise 15 oder 20 Jahren“.

 b)  Satz 2 wird aufgehoben.

32.  Nummer 3.5 wird wie folgt gefasst:

 „Miete
  In preisgebundenem Wohnraum sind zur Berech-

nung der preisrechtlich zulässigen Mieterhöhung 
und Miete nach Modernisierung die Vorgaben gem. 
Nr.  5.5.1 dieser Richtlinien einzuhalten. In nicht 
preisgebundenem Wohnraum sind zur Berechnung 
der Mieterhöhung und Miete nach Modernisierung 
die Vorgaben gem. Nr. 5.5.2 dieser Richtlinien einzu-
halten.“

33.   In Nummer  4.2.2 wird die Aufzählung zu „1.“ wie 
folgt gefasst:

  „es sich bei dem geförderten Objekt um ein/e selbst 
genutzte/s Eigenheim/Eigentumswohnung oder ein 
Mehrfamilienhaus handelt, in dem mindestens eine 
Wohnung durch den Eigentümer/die Eigentümerin 
selbst bewohnt wird. Eine teilweise gewerbliche 
Nutzung ist zulässig, sofern diese der Wohnnutzung 
untergeordnet (nach Quadratmetern) ist und“.

34.  Nummer 4.3 wird wie folgt geändert:

 a)   In Satz  1 wird nach dem Wort „der“ das Wort 
„anerkannten“ eingefügt.

 b)  Satz 2 wird wie folgt neu gefasst:

  „Der Darlehenshöchstbetrag ist 

  a)   für Objekte mit ein oder zwei Einheiten auf 85 
v. H. der anerkannten förderfähigen Bau- und 
Baunebenkosten, höchstens jedoch auf einma-
lig 80.000 Euro begrenzt,

  b)   für Objekte mit drei oder mehr Einheiten auf 
80 v. H. der anerkannten förderfähigen Bau- 
und Baunebenkosten, höchstens jedoch auf 
einmalig 300.000 Euro für das gesamte Gebäu-
de begrenzt.“

35.   In Nummer 5 werden die Wörter „und in bestehen-
den vollstationären Dauerpfl egeeinrichtungen“ ge-
strichen.

36.   In Nummer 5.1 werden die Wörter „und in bestehen-
den vollstationären Dauerpfl egeinrichtungen“ ge-
strichen.

37.  Nr. 5.2.2 wird wie folgt geändert:

 a)  Satz 2 wird aufgehoben.

 b)   In Satz 3 Buchstabe d) wird die Angabe „Anlage 
10“ gestrichen.



Ministerialblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 6 vom 12. März 2015120

772

Richtlinien über die Gewährung 
von Zuwendungen für eine

„Ressourceneffiziente 
Abwasserbeseitigung NRW“

RdErl. des Ministeriums für Klimaschutz, 
Umwelt, Landwirtschaft,

Natur- und Verbraucherschutz
 – IV-7-025 088 0010 –

v. 4. 2. 2015

Der RdErl. des Ministeriums für Klimaschutz, Umwelt, 
Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz vom 
1. 1. 2012 (MBl. NRW. S.  61), zuletzt geändert durch 
RdErl. vom 16. 12. 2013 (MBl. NRW. 2014 S. 3), wird wie 
folgt geändert:

1.   In Nummer  5.5.4.2 Buchstabe b werden die Wörter 
„in den Antragsjahren 2012 bis 2014, danach 60 %“ 
gestrichen.

2.   In Nummer  6.2 werden nach dem Wort „Überwa-
chungseinrichtungen“ die Wörter „und gegebenen-
falls einer UV-Behandlung beziehungsweise Ozonung 
des Bodenfi lterablaufs“ eingefügt.

3.   In Nummer  13.2 Satz  1 werden nach dem Wort 
„Mischwassersystem“ die Wörter „beziehungsweise 
an eine genehmigte oder bauartzugelassene Klein-
kläranlage“ eingefügt.

Dieser RdErl. tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2015 in 
Kraft.

– MBl. NRW. 2015 S. 120

II.

Ministerium für Familie, Kinder, Jugend, Kultur 
und Sport 

Einleitung eines Verfahrens 
zur Eintragung in das Verzeichnis national 

wertvollen Kulturgutes
Bek. d. Ministeriums für Familie, Kinder, 

Jugend, Kultur und Sport
v. 4. 2. 2015

Nach dem Gesetz zum Schutz deutschen Kulturgutes ge-
gen Abwanderung (KultgSchG) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 8. Juli 1999 (BGBl.  I S.  1754), zu-
letzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes zur Ausführung 
des UNESCO-Übereinkommens vom 14. November 1970 
über Maßnahmen zum Verbot und zur Verhütung der 
rechtswidrigen Einfuhr, Ausfuhr und Übereignung von 
Kulturgut vom 18. Mai 2007 (BGBl. I S. 757, 2547), ist in 
Bezug auf die nachstehend aufgeführten Kulturgüter am 
30. Januar 2015 die Eintragung in das Verzeichnis natio-
nal wertvollen Kulturgutes eingeleitet worden. 

38.   In Nummer 5.2.3 Satz 1 Buchstabe f) wird das Wort 
„mechanische“ gestrichen.

39.   In Nummer 5.2.4 werden die Sätze 8 und 9 durch die 
folgenden Sätze ersetzt:

  „Bei einer Fenster- oder Fenstertürerneuerung im 
Geschosswohnungsbau muss der U-Wert der Außen-
wand und/oder des Daches kleiner als der Uw-Wert 
der neuen eingebauten Fenster und Fenstertüren 
sein. Damit soll das Risiko des Tauwasserausfalls im 
Bereich der Außenwände bzw. des Daches weitestge-
hend ausgeschlossen werden. Diese Mindestanforde-
rung darf im Einzelfall gleichwertig durch weitere 
Maßnahmen, die die Tauwasserbildung an den Bau-
teilen ausschließen, erfüllt werden. Die Einhaltung 
der Mindestanforderungen mit gleichwertigen Maß-
nahmen ist nachzuweisen. Diese Mindestanforderun-
gen gelten ebenso für die Erneuerung von Hausein-
gangstüren.“

40.  Nummer 5.3.2 wird wie folgt gefasst:

  „Das Darlehen beträgt bis zu 40.000 Euro pro Woh-
nung, höchstens jedoch 80 v. H. der anerkannten för-
derfähigen Bau- und Baunebenkosten in Mietwoh-
nungen und 85 v. H. in selbst genutztem Wohneigen-
tum. Es erhöht sich ggf. bei der Kombination mit 
Maßnahmen nach Nummer  1 und / oder Nummer  3 
um die jeweils zulässigen Darlehen.“

41.   In Nummer 5.4 Satz 7 werden nach der Angabe „1“ 
ein Komma und die Zahl „3“ eingefügt.

42.   In Nummer 5.5 werden in der Überschrift die Wörter 
„Entgelt- und“ gestrichen.

43.   In Nummer  5.5.7 Satz  1 wird die Angabe „§  554 
Abs. 3 BGB“ ersetzt durch die Angabe „555 c BGB“.

44.   In Nummer  5.5.2 Satz  5 wird die Angabe „0,15“ 
durch die Angabe „0,20“ ersetzt.

45.   Nummer 5.5.8 wird aufgehoben.

46.   In Nummer 6 wird die Angabe „23.1.2014“ durch die 
Angabe „22.1.2015“ ersetzt.

47.   In der Anlage wird in Nummer 1.2 Satz 4 durch die 
folgenden Sätze ersetzt:

  „Maßnahmen nach Nr.  1 dieser Förderrichtlinien 
können nur mit Maßnahmen nach Nr. 3 und 5 kom-
biniert werden, sofern sie nicht deckungsgleich sind. 
Maßnahmen nach Nr. 2 und 4 dürfen nicht mit wei-
teren Maßnahmen nach diesen Richtlinien kombi-
niert werden.“

48.   In der Anlage wird in Nummer 3.2 Satz 3 wie folgt 
gefasst:

  „Bei Fördermaßnahmen nach Nr.  2 der Richtlinien 
gelten die Bescheide zur Feststellung und Festset-
zung anerkennungsfähiger Aufwendungen gem. 
§§  11 und 12 APG DVO NRW als Bestätigung der 
sachlichen und rechnerischen Richtigkeit und der 
Angemessenheit der Baukosten.“

49.   In der Anlage werden in Nummer  4.2 die Angabe 
„Nummer 2 und“ sowie die Wörter „und die Pfl ege-
wohnplätze“ gestrichen.

50.   In der Anlage wird in Nummer 6.6 Satz 2 nach dem 
Wort „Bewilligungsbehörde“ folgender Klammerzu-
satz eingefügt: „(s. auch Nr. 5.3 Satz 2 der Anlage)“.

– MBl. NRW. 2015 S. 118
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Ministerium für Inneres und Kommunales 

Öffentliche Bekanntmachung 
über eine öffentliche Zustellung

(hier Christian Moorkamp)
Bek. d. Ministeriums für Inneres und Kommunales 

v. 11. 2. 2015

Das Schreiben des Ministeriums für Inneres und Kom-
munales des Landes Nordrhein-Westfalen an

 Herrn
 Christian Moorkamp
 Letzte bekannte Anschrift:
 Wörthstr. 16
 47053 Duisburg

vom 11. 2. 2015 (614/3 – 70.14.00 – 7312 – 16409/2015) 
wird hiermit öffentlich zugestellt.

Das Schreiben kann bei dem Ministerium für Inneres 
und Kommunales des Landes Nordrhein-Westfalen, Ha-
roldstr. 5, 40213 Düsseldorf, eingesehen werden.

Durch die öffentliche Zustellung können Fristen in Gang 
gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste dro-
hen können.

Düsseldorf, den 11. Februar 2015

Im Auftrag

gez. Burkhard  F r e i e r

– MBl. NRW. 2015 S. 121

Landschaftsverband Rheinland

Jahresabschlüsse 2013
der LVR-Kliniken, der LVR-Krankenhaus-

zentralwäscherei, der LVR-HPH-Netze, der LVR-
Jugendhilfe Rheinland sowie LVR-InfoKom

Bek. d. Landschaftsverbandes Rheinland 
v. 7. 2. 2015

Die Landschaftsversammlung Rheinland hat in Ihrer 
Sitzung am 21. 11. 2014 die Jahresabschlüsse 2013 der 
LVR-Kliniken und der LVR-Krankenhauszentralwä-
scherei, die Jahresabschlüsse 2013 der LVR-HPH-Netze, 
den Jahresabschluss 2013 der LVR-Jugendhilfe Rhein-
land sowie den Jahresabschluss 2013 von LVR-InfoKom 
festgestellt und über die Verwendung des Gewinns oder 
die Behandlung des Verlustes wie folgt beschlossen:

Kennzeichnung Meister oder Epoche Titel

Bildende Kunst Giovanni di Paolo Zwei Tafeln von einem Altaraufsatz oder einem Reliquienschrank 
(Geburt Johannes des Täufers; Der Täufer vor dem Schrank des 
 Herodes)

Bildende Kunst Paul Signac Constantinople – Yeni Djani

Bildende Kunst August Macke Gartenbild (Der Macke’sche Garten)

Bildende Kunst Eduardo Chillida Diàlogo – Tolerancia

Bildende Kunst Henry Moore Working Model for Stone Material, 1961/69

Bildende Kunst Dieter Roth Bananen unter Glas

Bildende Kunst Fritz König Große Flora D

Bildende Kunst Max Ernst Cèst déjà la 22ème fois que Lohengrin

Bildende Kunst Fritz Winter Nocturno

Angewandte Kunst Antonio Stradivari Violine “Lady Inchiquin”, Cremona 1711

Angewandte Kunst Antonio Stradivari Violine “ExCroall”, Cremona 1684

Angewandte Kunst Joseph Rocca Violincello, Turin 1860 (Zertifi kat von William E. Hill & Sons, 1939)

Die Einleitung der Eintragung hat nach §  4 Abs.  1 
KultgSchG zur Folge, dass die Ausfuhr dieser Kultur-
güter untersagt ist, bis die Entscheidung über die Ein-
tragung unanfechtbar geworden ist.

Düsseldorf, den 4. Februar 2015

Ministerium für Familie, Kinder, Jugend, 
Kultur und Sport

des Landes Nordrhein-Westfalen

Im Auftrag

Dr.  S t o p p a - S e h l b a c h

– MBl. NRW. 2015 S. 120

III.

Landeswahlleiterin 

Landtagswahl 2012
Feststellung von Nachfolgern aus der Landesliste

Bek. d. Landeswahlleiterin 111 – 35.09.13
v. 4. 2. 2015

Der Landtagsabgeordnete Herr Dr. Robert Orth hat sein 
Mandat mit Ablauf des 5. Februar 2015 niedergelegt.

Als Nachfolger ist mit Wirkung vom 6. Februar 2015

 Herr Dr. Björn Kerbein
 Stauferweg 27
 32130 Enger

aus der Landesliste der Freien Demokratischen Partei 
(FDP) Mitglied des Landtags.

Bezug:  Bek. d. Landeswahlleiterin v. 25. 5. 2012 (MBl. 
NRW. S. 374) 

– MBl. NRW. 2015 S. 121
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Rücklage in Höhe von EUR 27.294,20 wird ein Betrag in 
Höhe von EUR  1.019.680,54 der Gewinnrücklage zuge-
führt.

1.10
LVR-Klinik für Orthopädie Viersen

Mit dem Jahresfehlbetrag zum 31. 12. 2013 in Höhe von 
EUR  20.442,95 sowie dem Verlustvortrag von 
EUR  1.174.125,46 zuzüglich der Entnahme aus der 
zweckgebundenen Rücklage in Höhe von EUR 86.539,85 
wird ein Betrag in Höhe von EUR 59.416,00 der zweck-
gebundenen Rücklage zugeführt. Der Verlustausgleich 
des Trägers aus Vorjahren beträgt EUR  1.014.704,00. 
Der verbleibende Bilanzverlust in Höhe von 
EUR 152.740,56 wird auf neue Rechnung vorgetragen.

1.11
LVR-Krankenhauszentralwäscherei

Aus dem Jahresüberschuss zum 31. 12. 2013 in Höhe von 
EUR 24.872,33 zuzüglich eines Gewinnvortrages in Höhe 
von EUR  66.949,36 sowie einer Einstellung in die Ge-
winnrücklage in Höhe von EUR 90.000,00 wird ein Bi-
lanzgewinn in Höhe von EUR 1.821,69 ausgewiesen. Der 
Bilanzgewinn in Höhe von EUR 1.821,69 wird auf neue 
Rechnung vorgetragen.

2
Verwendung der Bilanzergebnisse der LVR-HPH-Netze

2.1
LVR-HPH-Netz Niederrhein

Aus den vorhandenen Gewinnrücklagen wird ein Betrag 
in Höhe von 26.784,73 EUR, entsprechend den Abgängen 
und Abschreibungen auf das eigenfi nanzierte Anlage-
vermögen, entnommen. Zusammen mit dem Jahresüber-
schuss 2013 von 134.499,21  EUR und dem Gewinnvor-
trag des Vorjahres von 57.983,13  EUR, also insgesamt 
219.267,07 EUR, wird ein Betrag von 150.000,00 EUR in 
die allgemeine Investitionsrücklage und ein Betrag von 
912,48 EUR in die Versorgungsrücklage nach EFOG ein-
gestellt. Der verbleibende Bilanzgewinn 2013 von 
63.983,27 EUR wird auf neue Rechnung vorgetragen.

2.2
LVR-HPH-Netz Ost

Aus dem Jahresüberschuss in Höhe von 18.953,90  EUR 
und dem Gewinnvortrag des Vorjahres in Höhe von 
46.392,14 EUR, also insgesamt 65.346,04 EUR, wird ein 
Betrag von 1.362,77  EUR in die Versorgungsrücklage 
nach EFOG eingestellt. Der verbleibende Bilanzgewinn 
2013 von 63.983,27 EUR wird auf neue Rechnung vorge-
tragen.

2.3
LVR-HPH-Netz West

Aus dem Jahresfehlbetrag zum 31. 12. 2013 in Höhe von 
160.337,23 EUR sowie dem Gewinnvortrag des Vorjahres 
in Höhe von 40.074,39  EUR zuzüglich einer Entnahme 
aus der zweckgebundenen Rücklage in Höhe von 
170.000,00 EUR, wird ein Betrag von 1.102,91 EUR in 
die Versorgungsrücklage nach EFOG eingestellt. Der 
verbleibende Bilanzgewinn 2013 in Höhe von 
48.634,25 EUR wird auf neue Rechnung vorgetragen.

3
Verwendung des Bilanzergebnisses der LVR-Jugendhilfe 
Rheinland

Der Jahresüberschuss in Höhe von 10.840,52 € wird auf 
die neue Rechnung vorgetragen.

4
Verwendung des Bilanzergebnisses von LVR-InfoKom

Der Bilanzgewinn (Jahresüberschuss zuzüglich Ent-
nahme aus der Gewinnrücklage) des Eigenbetriebes 
LVR-InfoKom zum 31. 12. 2013 in Höhe von 969.014,70 
Euro wird in eine Gewinnrücklage eingestellt, um für 
zukünftige Belastungen durch Investitionsmaßnahmen 
in der IT-Infrastruktur, wie z. B. dem Bau eines neuen 
Rechenzentrums, Vorsorge zu treffen.

Die abschließenden Vermerke der Gemeindeprüfungsan-
stalt Nordrhein-Westfalen über die Jahresabschlussprü-
fungen werden nachfolgend wiedergegeben:

1

Verwendung der Bilanzergebnisse der LVR-Kliniken 
und der LVR-Krankenhauszentralwäscherei

1.1
LVR-Klinik Bedburg-Hau

Aus dem Jahresüberschuss zum 31. 12. 2013 in Höhe von 
EUR  1.367.915,27 zuzüglich des Gewinnvortrages in 
Höhe von EUR 169.113,82 sowie einer Entnahme aus der 
Rücklage in Höhe von EUR 91.259,05 wird ein Betrag in 
Höhe von EUR  1.560.534,00 der Gewinnrücklage zuge-
führt. Der verbleibende Bilanzgewinn in Höhe von 
EUR 67.754,14 wird auf neue Rechnung vorgetragen.

1.2
LVR-Klinik Bonn

Aus dem Jahresüberschuss zum 31. 12. 2013 in Höhe von 
EUR  449.101,76 und einer Entnahme aus der zweckge-
bundenen Rücklage in Höhe von EUR  115.348,43 wird 
ein Betrag in Höhe von EUR  564.450,19 der Gewinn-
rücklage zugeführt.

1.3
LVR-Klinik Düren

Aus dem Jahresüberschuss zum 31. 12. 2013 in Höhe von 
EUR  2.721.132,24 zuzüglich des Gewinnvortrages in 
Höhe von EUR  395.503,15 sowie einer Entnahme aus 
der  zweckgebundenen Rücklage in Höhe von 
EUR  189.655,39 wird ein Betrag in Höhe von 
EUR  2.874.670,70 der Gewinnrücklage zugeführt. Der 
verbleibende Bilanzgewinn in Höhe von EUR 431.620,08 
wird auf neue Rechnung vorgetragen.

1.4
LVR-Klinikum Düsseldorf

Aus dem Jahresüberschuss zum 31. 12. 2013 in Höhe 
von  EUR  625.165,15 zuzüglich des Gewinnvortrages in 
Höhe von EUR 78.481,95 sowie einer Entnahme aus 
der  zweckgebundenen Rücklage in Höhe von 
EUR  120.403,27 wird ein Betrag in Höhe von 
EUR 761.969,00 der Gewinnrücklage zugeführt. Der ver-
bleibende Bilanzgewinn in Höhe von EUR  62.081,37 
wird auf neue Rechnung vorgetragen.

1.5
LVR-Klinikum Essen

Aus dem Jahresüberschuss zum 31. 12. 2013 in Höhe von 
EUR 634.360,13 zuzüglich des Gewinnvortrages in Höhe 
von EUR  70.803,73 wird ein Betrag in Höhe von 
EUR 546.740,05 der Gewinnrücklage zugeführt. Der ver-
bleibende Bilanzgewinn in Höhe von EUR  158.423,81 
wird auf neue Rechnung vorgetragen.

1.6
LVR-Klinik Köln

Aus dem Jahresüberschuss zum 31. 12. 2013 in Höhe von 
EUR  841.268,07 zuzüglich einer Entnahme aus der 
Rücklage in Höhe von EUR 77.971,14 wird ein Betrag in 
Höhe von EUR  919.239,81 der Gewinnrücklage zuge-
führt.

1.7
LVR-Klinik Langenfeld

Aus dem Jahresüberschuss zum 31. 12. 2013 in Höhe von 
EUR  1.345.202,70 zuzüglich des Gewinnvortrages in 
Höhe von EUR 251.346,50 wird ein Betrag in Höhe von 
EUR 1.345.202,70 der Gewinnrücklage zugeführt. Der 
verbleibende Bilanzgewinn in Höhe von EUR 251.346,50 
wird auf neue Rechnung vorgetragen.

1.8
LVR-Klinik Mönchengladbach

Aus dem Jahresüberschuss zum 31. 12. 2013 in Höhe von 
EUR  525.289,03 und einer Entnahme aus der Rücklage 
in Höhe von EUR  351.776,69 wird ein Betrag in Höhe 
von EUR 877.065,72 der Gewinnrücklage zugeführt.

1.9
LVR-Klinik Viersen

Aus dem Jahresüberschuss zum 31. 12. 2013 in Höhe von 
EUR  992.386,34 zuzüglich einer Entnahme aus der 
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Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft thp – treuhandpartner GmbH aus-
gewertet und eine Analyse anhand von Kennzahlen 
durchgeführt. Sie kommt dabei zu folgendem Ergebnis:

Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird 
vollinhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß §  3 
der Verordnung über die Durchführung der Jahresab-
schlussprüfungen bei Eigenbetrieben und prüfungs-
pfl ichtigen Einrichtungen (JAP DVO) ist aus Sicht der 
GPA NRW nicht erforderlich.

Herne, den 1. 12. 2014

GPA NRW 

Im Auftrag

gez.

Helga  G i e s e n 

Siegel der
Gemeindeprüfungsanstalt 

Nordrhein-Westfalen

LVR-Klinik Bonn
Abschließender Vermerk der GPA NRW

Die GPA NRW ist gemäß §  106 GO NRW gesetzlicher 
Abschlussprüfer der LVR-Klinik Bonn. Zur Durchfüh-
rung der Jahresabschlussprüfung zum 31. 12. 2013 hat sie 
sich der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Curacon 
GmbH, Düsseldorf, bedient.

Diese hat mit Datum vom 31. 3. 2014 den nachfolgend 
dargestellten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk 
erteilt.

„Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang – unter 
Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht der 
LVR-Klinik Bonn, Bonn, nach KHG und der 
GemKHBVO NRW für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 
bis 31. Dezember 2013 und den entsprechend §  19 
GemKHBVO NRW sowie §  25 EigVO NRW erstellten 
Lagebericht geprüft. Durch § 30 KHGG NRW und § 21 
GemKHBVO NRW wurde der Prüfungsgegenstand er-
weitert. Die Prüfung erstreckt sich daher insbesondere 
auf die zweckentsprechende, sparsame und wirtschaftli-
che Verwendung der Fördermittel nach §  18 Abs.  1 
KHGG NRW. Die Buchführung und die Aufstellung von 
Jahresabschluss und Lagebericht nach den deutschen 
handelsrechtlichen Vorschriften und den Vorschriften 
der KHBV sowie die Verwendung der Fördermittel nach 
§  18 Abs.  1 KHGG NRW liegen in der Verantwortung 
der gesetzlichen Vertreter der Klinik. Unsere Aufgabe ist 
es, auf der Grundlage der von uns durchgeführten Prü-
fung eine Beurteilung über den Jahresabschluss unter 
Einbeziehung der Buchführung, über den Lagebericht 
sowie über den erweiterten Prüfungsgegenstand nach 
§ 30 KHGG NRW abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach §  317 
HGB und §  30 KHGG NRW unter Beachtung der vom 
Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten 
Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorge-
nommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und 
durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die 
sich auf die Darstellung des durch den Jahresabschluss 
unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung und durch den Lagebericht vermittelten 
Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesent-
lich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt 
werden und dass mit hinreichender Sicherheit beurteilt 
werden kann, ob die Anforderungen, die sich aus der Er-
weiterung des Prüfungsgegenstandes nach §  30 KHGG 
NRW sowie § 21 GemKHBVO NRW ergeben, erfüllt wer-
den. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden 
die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das 
wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der Klinik sowie 
die Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt.

Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des 
rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems 
sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jah-
resabschluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis 
von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Be-
urteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und 
der wesentlichen Einschätzungen der gesetzlichen Ver-

LVR-Klinik Bedburg-Hau

Abschließender Vermerk der GPA NRW

Die GPA NRW ist gemäß §  106 GO NRW gesetzlicher 
Abschlussprüfer der LVR-Klinik Bedburg-Hau. Zur 
Durchführung der Jahresabschlussprüfung zum 
31. 12. 2013 hat sie sich der Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft thp – treuhandpartner GmbH, Krefeld, bedient.

Diese hat mit Datum vom 9. 5. 2014 den nachfolgend 
dargestellten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk 
erteilt.

„Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang – nach 
KHG unter Einbeziehung der Buchführung und den La-
gebericht der LVR-Klinik Bedburg-Hau für das Ge-
schäftsjahr vom 1. Januar 2013 bis 31. Dezember 2013 
geprüft. Durch § 30 KHGG NRW in Verbindung mit § 21 
GemKHBVO wurde der Prüfungsgegenstand festgelegt. 
Die Prüfung erstreckt sich daher insbesondere auf die 
zweckentsprechende, sparsame und wirtschaftliche Ver-
wendung der Fördermittel nach §  18 Abs.  1 KHGG 
NRW. Die Buchführung und die Aufstellung von Jahres-
abschluss und Lagebericht nach den deutschen han-
delsrechtlichen Vorschriften und den Vorschriften der 
GemHVO, KHBV sowie die Verwendung der Fördermit-
tel liegen in der Verantwortung der gesetzlichen Vertre-
ter der Gesellschaft. Unsere Aufgabe ist es, auf der 
Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung eine Be-
urteilung über den Jahresabschluss unter Einbeziehung 
der Buchführung und über den Lagebericht sowie über 
den Prüfungsgegenstand gemäß § 30 KHGG NRW abzu-
geben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach §  30 
KHGG NRW i. V. m. §  317 HGB unter Beachtung der 
vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprü-
fung vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen 
und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, 
die sich auf die Darstellung des durch den Jahresab-
schluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßi-
ger Buchführung und durch den Lagebericht vermittel-
ten Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit er-
kannt werden und dass mit hinreichender Sicherheit be-
urteilt werden kann, ob die Anforderungen, die sich aus 
der Festlegung des Prüfungsgegenstandes nach §  30 
KHGG NRW i. V. m. §  21 GemKHBVO ergeben, erfüllt 
wurden. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen 
werden die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und 
über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der 
 Klinik sowie die Erwartungen über mögliche Fehler 
 berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden die 
Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen internen 
Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben in 
Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht über-
wiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt.

Die Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten 
Bilanzierungsgrundsätze und der wesentlichen Ein-
schätzungen der Geschäftsführung sowie die Würdigung 
der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts. Wir sind der Auffassung, dass unsere Prü-
fung eine hinreichend sichere Grundlage für unsere Be-
urteilung bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresab-
schluss den gesetzlichen Vorschriften und den Vorschrif-
ten der GemHVO, KHBV und vermittelt unter Beach-
tung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein 
den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Klinik. Der 
Lagebericht steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, 
vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage 
der Gesellschaft und stellt die Chancen und Risiken der 
zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.

Die Prüfung der zweckentsprechenden, sparsamen und 
wirtschaftlichen Verwendung der Fördermittel nach § 18 
Abs.  1 KHGG NRW hat zu keinen Einwendungen ge-
führt.“
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treter sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des 
Jahresabschlusses und des Lageberichts. Wir sind der 
Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend si-
chere Grundlage für unsere Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung des Jahresabschlusses unter Einbezie-
hung der Buchführung und des Lageberichts hat zu kei-
nen Einwendungen geführt.

Nach unserer Beurteilung auf Grund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresab-
schluss den gesetzlichen Vorschriften und den Vorschrif-
ten der KHBV und vermittelt unter Beachtung der 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tat-
sächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Ver-
mögens-, Finanz- und Ertragslage der Klinik. Der Lage-
bericht steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, 
vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage 
der Klinik, LVR-Klinik Bonn, Bonn, und stellt die Chan-
cen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend 
dar.

Die Prüfung der zweckentsprechenden, sparsamen und 
wirtschaftlichen Verwendung der Fördermittel nach § 18 
Abs.  1 KHGG NRW hat zu keinen Einwendungen ge-
führt.“

Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft Curacon GmbH ausgewertet und 
eine Analyse anhand von Kennzahlen durchgeführt. Sie 
kommt dabei zu folgendem Ergebnis:

Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird 
vollinhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß §  3 
der Verordnung über die Durchführung der Jahresab-
schlussprüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspfl ichti-
gen Einrichtungen (JAP DVO) ist aus Sicht der GPA 
NRW nicht erforderlich.

Herne, den 1. 12. 2014

GPA NRW 

Im Auftrag

gez.

Helga  G i e s e n 

Siegel der
Gemeindeprüfungsanstalt 

Nordrhein-Westfalen

LVR-Klinik Düren
Abschließender Vermerk der GPA NRW

Die GPA NRW ist gemäß §  106 GO NRW gesetzlicher 
Abschlussprüfer der LVR-Klinik Düren. Zur Durchfüh-
rung der Jahresabschlussprüfung zum 31. 12. 2013 hat 
sie  sich der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Curacon 
GmbH, Düsseldorf, bedient.

Diese hat mit Datum vom 31. 3. 2014 den nachfolgend 
dargestellten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk 
erteilt.

„Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang – unter 
Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht 
der  LVR-Klinik Düren, Düren, nach KHG und der 
GemKHBVO NRW für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 
bis 31. Dezember 2013 und den entsprechend §  19 
GemKHBVO NRW sowie §  25 EigVO NRW erstellten 
Lagebericht geprüft. Durch § 30 KHGG NRW und § 21 
GemKHBVO NRW wurde der Prüfungsgegenstand er-
weitert. Die Prüfung erstreckt sich daher insbesondere 
auf die zweckentsprechende, sparsame und wirtschaft-
liche Verwendung der Fördermittel nach §  18 Abs.  1 
KHGG NRW. Die Buchführung und die Aufstellung von 
Jahresabschluss und Lagebericht nach den deutschen 
handelsrechtlichen Vorschriften und den Vorschriften 
der KHBV sowie die Verwendung der Fördermittel nach 
§  18 Abs.  1 KHGG NRW liegen in der Verantwortung 
der gesetzlichen Vertreter der Klinik. Unsere Aufgabe ist 
es, auf der Grundlage der von uns durchgeführten Prü-
fung eine Beurteilung über den Jahresabschluss unter 
Einbeziehung der Buchführung, über den Lagebericht 
sowie über den erweiterten Prüfungsgegenstand nach 
§ 30 KHGG NRW abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach §  317 
HGB und §  30 KHGG NRW unter Beachtung der vom 
Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und 
durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die 
sich auf die Darstellung des durch den Jahresabschluss 
unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung und durch den Lagebericht vermittelten 
Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesent-
lich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt 
werden und dass mit hinreichender Sicherheit beurteilt 
werden kann, ob die Anforderungen, die sich aus der Er-
weiterung des Prüfungsgegenstandes nach §  30 KHGG 
NRW sowie § 21 GemKHBVO NRW ergeben, erfüllt wer-
den. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden 
die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das 
wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der Klinik sowie 
die Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt.

Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des 
rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems 
sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jah-
resabschluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis 
von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Be-
urteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und 
der wesentlichen Einschätzungen der gesetzlichen Ver-
treter sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des 
Jahresabschlusses und des Lageberichts. Wir sind der 
Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend si-
chere Grundlage für unsere Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung des Jahresabschlusses unter Einbezie-
hung der Buchführung und des Lageberichts hat zu kei-
nen Einwendungen geführt.

Nach unserer Beurteilung auf Grund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresab-
schluss den gesetzlichen Vorschriften und den Vorschrif-
ten der KHBV und vermittelt unter Beachtung der 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tat-
sächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Ver-
mögens-, Finanz- und Ertragslage der Klinik. Der Lage-
bericht steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, 
vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage 
der LVR-Klinik Düren, Düren, und stellt die Chancen 
und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend 
dar.

Die Prüfung der zweckentsprechenden, sparsamen und 
wirtschaftlichen Verwendung der Fördermittel nach § 18 
Abs.  1 KHGG NRW hat zu keinen Einwendungen ge-
führt.“

Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft Curacon GmbH ausgewertet und 
eine Analyse anhand von Kennzahlen durchgeführt. Sie 
kommt dabei zu folgendem Ergebnis:

Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird 
vollinhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß §  3 
der Verordnung über die Durchführung der Jahresab-
schlussprüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspfl ichti-
gen Einrichtungen (JAP DVO) ist aus Sicht der GPA 
NRW nicht erforderlich.

Herne, den 1. 12. 2014

GPA NRW 

Im Auftrag

gez.

Helga  G i e s e n 

Siegel der
Gemeindeprüfungsanstalt 

Nordrhein-Westfalen

LVR-Klinikum Düsseldorf
Abschließender Vermerk der GPA NRW

Die GPA NRW ist gemäß §  106 GO NRW gesetzlicher 
Abschlussprüfer des LVR-Klinikum Düsseldorf, 
Kliniken der Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf. 
Zur Durchführung der Jahresabschlussprüfung zum 
31. 12. 2013 hat sie sich der Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft Curacon GmbH, Düsseldorf, bedient.
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Diese hat mit Datum vom 31. 3. 2014 den nachfolgend 
dargestellten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk 
erteilt.

„Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang – unter 
Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht des 
LVR-Klinikums Düsseldorf – Kliniken der Heinrich-
Heine-Universität Düsseldorf, Düsseldorf, nach KHG 
und der GemKHBVO NRW für das Geschäftsjahr vom 
1.  Januar bis 31. Dezember 2013 und den entsprechend 
§ 19 GemKHBVO NRW sowie § 25 EigVO NRW erstell-
ten Lagebericht geprüft. Durch §  30 KHGG NRW und 
§ 21 GemKHBVO NRW wurde der Prüfungsgegenstand 
erweitert. Die Prüfung erstreckt sich daher insbesondere 
auf die zweckentsprechende, sparsame und wirtschaftli-
che Verwendung der Fördermittel nach §  18 Abs.  1 
KHGG NRW. Die Buchführung und die Aufstellung von 
Jahresabschluss und Lagebericht nach den deutschen 
handelsrechtlichen Vorschriften und den Vorschriften 
der KHBV sowie die Verwendung der Fördermittel nach 
§  18 Abs.  1 KHGG NRW liegen in der Verantwortung 
der gesetzlichen Vertreter der Klinik. Unsere Aufgabe ist 
es, auf der Grundlage der von uns durchgeführten Prü-
fung eine Beurteilung über den Jahresabschluss unter 
Einbeziehung der Buchführung, über den Lagebericht 
sowie über den erweiterten Prüfungsgegenstand nach 
§ 30 KHGG NRW abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach §  317 
HGB und §  30 KHGG NRW unter Beachtung der vom 
Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten 
Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorge-
nommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und 
durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die 
sich auf die Darstellung des durch den Jahresabschluss 
unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung und durch den Lagebericht vermittelten 
Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesent-
lich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt 
werden und dass mit hinreichender Sicherheit beurteilt 
werden kann, ob die Anforderungen, die sich aus der Er-
weiterung des Prüfungsgegenstandes nach §  30 KHGG 
NRW sowie § 21 GemKHBVO NRW ergeben, erfüllt wer-
den. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden 
die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das 
wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der Klinik sowie 
die Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt.

Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des 
rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems 
sowie die Nachweise für die Angaben in Buchführung, 
Jahresabschluss und Lagebericht überwiegend auf der 
Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst 
die Beurteilung der angewandten Bilanzierungsgrund-
sätze und der wesentlichen Einschätzungen der gesetzli-
chen Vertreter sowie die Würdigung der Gesamtdarstel-
lung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. Wir 
sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinrei-
chend sichere Grundlage für unsere Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung des Jahresabschlusses unter Einbezie-
hung der Buchführung und des Lageberichts hat zu kei-
nen Einwendungen geführt.

Nach unserer Beurteilung auf Grund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresab-
schluss den gesetzlichen Vorschriften und den Vorschrif-
ten der KHBV und vermittelt unter Beachtung der 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tat-
sächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Ver-
mögens-, Finanz- und Ertragslage der Klinik. Der Lage-
bericht steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, 
vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage 
der Klinik, LVR-Klinikum Düsseldorf – Kliniken der 
Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf, Düsseldorf, und 
stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwick-
lung zutreffend dar.

Die Prüfung der zweckentsprechenden, sparsamen und 
wirtschaftlichen Verwendung der Fördermittel nach § 18 
Abs.  1 KHGG NRW hat zu keinen Einwendungen ge-
führt.“

Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft Curacon GmbH ausgewertet und 

eine Analyse anhand von Kennzahlen durchgeführt. Sie 
kommt dabei zu folgendem Ergebnis:

Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird 
vollinhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß §  3 
der Verordnung über die Durchführung der Jahresab-
schlussprüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspfl ichti-
gen Einrichtungen (JAP DVO) ist aus Sicht der GPA 
NRW nicht erforderlich.

Herne, den 1. 12. 2014

GPA NRW 

Im Auftrag

gez.

Helga  G i e s e n 

Siegel der
Gemeindeprüfungsanstalt 

Nordrhein-Westfalen

LVR-Klinikum Essen
Abschließender Vermerk der GPA NRW

Die GPA NRW ist gemäß §  106 GO NRW gesetzlicher 
Abschlussprüfer des LVR-Klinikum Essen, Kliniken und 
Institut der Universität Duisburg-Essen. Zur Durchfüh-
rung der Jahresabschlussprüfung zum 31. 12. 2013 hat sie 
sich der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft thp – treu-
handpartner GmbH, Krefeld, bedient.

Diese hat mit Datum vom 9. 5. 2014 den nachfolgend 
dargestellten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk 
erteilt.

„Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang – nach 
KHG unter Einbeziehung der Buchführung und den La-
gebericht des LVR-Klinikums Essen für das Geschäfts-
jahr vom 1. Januar 2013 bis zum 31. Dezember 2013 ge-
prüft. Durch § 30 KHGG NRW in Verbindung mit § 21 
GemKHBVO wurde der Prüfungsgegenstand festgelegt. 
Die Prüfung erstreckt sich daher insbesondere auf die 
zweckentsprechende, sparsame und wirtschaftliche Ver-
wendung der Fördermittel nach §  18 Abs.  1 KHGG 
NRW. Die Buchführung und die Aufstellung von Jahres-
abschluss und Lagebericht nach den deutschen handels-
rechtlichen Vorschriften und den Vorschriften der 
GemHVO, der KHBV sowie die Verwendung der Förder-
mittel liegen in der Verantwortung der gesetzlichen Ver-
treter der Gesellschaft. Unsere Aufgabe ist es, auf der 
Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung eine Be-
urteilung über den Jahresabschluss unter Einbeziehung 
der Buchführung und über den Lagebericht sowie über 
den Prüfungsgegenstand gemäß § 30 KHGG NRW abzu-
geben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach §  30 
KHG NRW i. V. m. § 317 HGB unter Beachtung der vom 
Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und 
durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die 
sich auf die Darstellung des durch den Jahresabschluss 
unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung und durch den Lagebericht vermittelten 
Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesent-
lich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt 
werden und dass mit hinreichender Sicherheit beurteilt 
werden kann, ob die Anforderungen, die sich aus der 
Festlegung des Prüfungsgegenstandes nach § 30 KHGG 
NRW i. V. m. § 21 GemKHBVO ergeben, erfüllt wurden. 
Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden die 
Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das 
wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der Klinik sowie 
die Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt. 
Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des 
rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems 
sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jah-
resabschluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis 
von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Be-
urteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und 
der wesentlichen Einschätzungen der Geschäftsführung 
sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahres-
abschlusses und des Lageberichts. Wir sind der Auffas-
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sung, dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere 
Grundlage für unsere Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresab-
schluss den gesetzlichen Vorschriften und den Vorschrif-
ten der GemHVO, der KHBV und vermittelt unter Be-
achtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild 
der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Klinik. 
Der Lagebericht steht in Einklang mit dem Jahresab-
schluss, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von 
der Lage der Gesellschaft und stellt die Chancen und Ri-
siken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.

Die Prüfung der zweckentsprechenden, sparsamen und 
wirtschaftlichen Verwendung der Fördermittel nach § 18 
Abs.  1 KHGG NRW hat zu keinen Einwendungen ge-
führt.“

Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft thp – treuhandpartner GmbH aus-
gewertet und eine Analyse anhand von Kennzahlen 
durchgeführt. Sie kommt dabei zu folgendem Ergebnis:

Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird 
vollinhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß §  3 
der Verordnung über die Durchführung der Jahresab-
schlussprüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspfl ichti-
gen Einrichtungen (JAP DVO) ist aus Sicht der GPA 
NRW nicht erforderlich.

Herne, den 1. 12. 2014

GPA NRW 

Im Auftrag

gez.

Helga  G i e s e n 

Siegel der
Gemeindeprüfungsanstalt 

Nordrhein-Westfalen

LVR-Klinik Köln
Abschließender Vermerk der GPA NRW

Die GPA NRW ist gemäß §  106 GO NRW gesetzlicher 
Abschlussprüfer der LVR-Klinik Köln. Zur Durchfüh-
rung der Jahresabschlussprüfung zum 31. 12. 2013 hat 
sie  sich der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Curacon 
GmbH, Düsseldorf, bedient.

Diese hat mit Datum vom 31. 3. 2014 den nachfolgend 
dargestellten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk 
erteilt.

„Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang – unter 
Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht 
der  LVR-Klinik Köln, Köln, nach KHG und der 
GemKHBVO NRW für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 
bis 31. Dezember 2013 und den entsprechend §  19 
GemKHBVO NRW sowie §  25 EigVO NRW erstellten 
Lagebericht geprüft. Durch § 30 KHGG NRW und § 21 
GemKHBVO NRW wurde der Prüfungsgegenstand er-
weitert. Die Prüfung erstreckt sich daher insbesondere 
auf die zweckentsprechende, sparsame und wirtschaft-
liche Verwendung der Fördermittel nach §  18 Abs.   1 
KHGG NRW. Die Buchführung und die Aufstellung von 
Jahresabschluss und Lagebericht nach den deutschen 
handelsrechtlichen Vorschriften und den Vorschriften 
der KHBV sowie die Verwendung der Fördermittel nach 
§  18 Abs.  1 KHGG NRW liegen in der Verantwortung 
der gesetzlichen Vertreter der Klinik. Unsere Aufgabe ist 
es, auf der Grundlage der von uns durchgeführten Prü-
fung eine Beurteilung über den Jahresabschluss unter 
Einbeziehung der Buchführung, über den Lagebericht 
sowie über den erweiterten Prüfungsgegenstand nach 
§ 30 KHGG NRW abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach §  317 
HGB und §  30 KHGG NRW unter Beachtung der vom 
Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und 
durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die 

sich auf die Darstellung des durch den Jahresabschluss 
unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung und durch den Lagebericht vermittelten 
Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesent-
lich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt 
werden und dass mit hinreichender Sicherheit beurteilt 
werden kann, ob die Anforderungen, die sich aus der Er-
weiterung des Prüfungsgegenstandes nach §  30 KHGG 
NRW sowie § 21 GemKHBVO NRW ergeben, erfüllt wer-
den. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden 
die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das 
wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der Klinik sowie 
die Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt.

Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des 
rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems 
sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jah-
resabschluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis 
von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Be-
urteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und 
der wesentlichen Einschätzungen der gesetzlichen Ver-
treter sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des 
Jahresabschlusses und des Lageberichts. Wir sind der 
Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend si-
chere Grundlage für unsere Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung des Jahresabschlusses unter Einbezie-
hung der Buchführung und des Lageberichts hat zu kei-
nen Einwendungen geführt.

Nach unserer Beurteilung auf Grund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresab-
schluss den gesetzlichen Vorschriften und den Vorschrif-
ten der KHBV und vermittelt unter Beachtung der 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tat-
sächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Ver-
mögens-, Finanz- und Ertragslage der Klinik. Der Lage-
bericht steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, 
vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage 
der LVR-Klinik Köln, Köln, und stellt die Chancen und 
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.

Die Prüfung der zweckentsprechenden, sparsamen und 
wirtschaftlichen Verwendung der Fördermittel nach 
§   18 Abs. 1 KHGG NRW hat zu keinen Einwendungen 
geführt.“

Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft Curacon GmbH ausgewertet und 
eine Analyse anhand von Kennzahlen durchgeführt. Sie 
kommt dabei zu folgendem Ergebnis:

Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird 
vollinhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß §  3 
der Verordnung über die Durchführung der Jahresab-
schlussprüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspfl ichti-
gen Einrichtungen (JAP DVO) ist aus Sicht der GPA 
NRW nicht erforderlich.

Herne, den 1. 12. 2014

GPA NRW 

Im Auftrag

gez.

Helga  G i e s e n 

Siegel der
Gemeindeprüfungsanstalt 

Nordrhein-Westfalen

LVR-Klinik Langenfeld
Abschließender Vermerk der GPA NRW

Die GPA NRW ist gemäß §  106 GO NRW gesetzlicher 
Abschlussprüfer der LVR-Klinik Langenfeld. Zur 
Durchführung der Jahresabschlussprüfung zum 
31. 12. 2013 hat sie sich der Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft Curacon GmbH, Düsseldorf, bedient.

Diese hat mit Datum vom 31. 3. 2014 den nachfolgend 
dargestellten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk 
erteilt.

„Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang – unter 
Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht der 
LVR-Klinik Langenfeld, Langenfeld, nach KHG und der 
GemKHBVO NRW für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 
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bis 31. Dezember 2013 und den entsprechend §  19 
GemKHBVO NRW sowie §  25 EigVO NRW erstellten 
Lagebericht geprüft. Durch § 30 KHGG NRW und § 21 
GemKHBVO NRW wurde der Prüfungsgegenstand er-
weitert. Die Prüfung erstreckt sich daher insbesondere 
auf die zweckentsprechende, sparsame und wirtschaftli-
che Verwendung der Fördermittel nach §  18 Abs.  1 
KHGG NRW. Die Buchführung und die Aufstellung von 
Jahresabschluss und Lagebericht nach den deutschen 
handelsrechtlichen Vorschriften und den Vorschriften 
der KHBV sowie die Verwendung der Fördermittel nach 
§  18 Abs.  1 KHGG NRW liegen in der Verantwortung 
der gesetzlichen Vertreter der Klinik. Unsere Aufgabe ist 
es, auf der Grundlage der von uns durchgeführten Prü-
fung eine Beurteilung über den Jahresabschluss unter 
Einbeziehung der Buchführung, über den Lagebericht 
sowie über den erweiterten Prüfungsgegenstand nach 
§ 30 KHGG NRW abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach §  317 
HGB und §  30 KHGG NRW unter Beachtung der vom 
Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und 
durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die 
sich auf die Darstellung des durch den Jahresabschluss 
unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung und durch den Lagebericht vermittelten 
Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesent-
lich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt 
werden und dass mit hinreichender Sicherheit beurteilt 
werden kann, ob die Anforderungen, die sich aus der Er-
weiterung des Prüfungsgegenstandes nach §  30 KHGG 
NRW sowie § 21GemKHBVO NRW ergeben, erfüllt wer-
den. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden 
die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das 
wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der Klinik sowie 
die Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt.

Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des 
rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems 
sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jah-
resabschluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis 
von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Be-
urteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und 
der wesentlichen Einschätzungen der gesetzlichen Ver-
treter sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des 
Jahresabschlusses und des Lageberichts. Wir sind der 
Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend si-
chere Grundlage für unsere Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung des Jahresabschlusses unter Einbezie-
hung der Buchführung und des Lageberichts hat zu kei-
nen Einwendungen geführt.

Nach unserer Beurteilung auf Grund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresab-
schluss den gesetzlichen Vorschriften und den Vorschrif-
ten der KHBV und vermittelt unter Beachtung der 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tat-
sächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Ver-
mögens-, Finanz- und Ertragslage der Klinik. Der Lage-
bericht steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, 
vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage 
der Klinik, LVR-Klinik Langenfeld, Langenfeld, und 
stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwick-
lung zutreffend dar.

Die Prüfung der zweckentsprechenden, sparsamen und 
wirtschaftlichen Verwendung der Fördermittel nach § 18 
Abs.  1 KHGG NRW hat zu keinen Einwendungen ge-
führt.“

Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft Curacon GmbH ausgewertet und 
eine Analyse anhand von Kennzahlen durchgeführt. Sie 
kommt dabei zu folgendem Ergebnis:

Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird 
vollinhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß §  3 
der Verordnung über die Durchführung der Jahresab-
schlussprüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspfl ichti-
gen Einrichtungen (JAP DVO) ist aus Sicht der GPA 
NRW nicht erforderlich.

Herne, den 1. 12. 2014

GPA NRW 

Im Auftrag

gez.

Helga  G i e s e n 

Siegel der
Gemeindeprüfungsanstalt 

Nordrhein-Westfalen

LVR-Klinik Mönchengladbach
Abschließender Vermerk der GPA NRW

Die GPA NRW ist gemäß §  106 GO NRW gesetzlicher 
Abschlussprüfer der LVR-Klinik Mönchengladbach. 
Zur  Durchführung der Jahresabschlussprüfung zum 
31. 12. 2013 hat sie sich der Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft BDO AG, Köln, bedient.

Diese hat mit Datum vom 2. 5. 2014 den nachfolgend 
dargestellten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk 
erteilt.

„Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang – der LVR-
Klinik Mönchengladbach, Mönchengladbach, nach KHG 
unter Einbeziehung der Buchführung und den Lagebe-
richt der Klinik für das Geschäftsjahr vom 1.  Januar 
2013 bis zum 31.  Dezember 2013 geprüft. Durch §  30 
KHGG NRW in Verbindung mit §  21 GemKHBVO 
wurde der Prüfungsgegenstand festgelegt. Die Prüfung 
erstreckt sich daher insbesondere auf die zweckentspre-
chende, sparsame und wirtschaftliche Verwendung der 
Fördermittel nach § 18 Abs. 1 KHGG NRW. Die Buch-
führung und die Aufstellung von Jahresabschluss und 
Lagebericht nach den deutschen handelsrechtlichen 
Vorschriften und den Vorschriften der KHBV sowie die 
Verwendung der Fördermittel nach §  18 Abs.  1 KHGG 
NRW liegen in der Verantwortung der gesetzlichen Ver-
treter. Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von 
uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den 
Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchführung 
und über den Lagebericht sowie über den Prüfungsge-
genstand gemäß § 30 KHGG NRW abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach §  30 
KHGG NRW i. V. m. §  317 HGB unter Beachtung der 
vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprü-
fung vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen 
und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, 
die sich auf die Darstellung des durch den Jahresab-
schluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßi-
ger Buchführung und durch den Lagebericht vermittel-
ten Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit er-
kannt werden und dass mit hinreichender Sicherheit be-
urteilt werden kann, ob die Anforderungen, die sich aus 
der Festlegung des Prüfungsgegenstandes nach §  30 
KHGG NRW in Verbindung mit § 21 GemKHBVO erge-
ben, erfüllt wurden. Bei der Festlegung der Prüfungs-
handlungen werden die Kenntnisse über die Geschäfts-
tätigkeit und über das wirtschaftliche und rechtliche 
Umfeld der Klinik sowie die Erwartungen über mögliche 
Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden 
die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen inter-
nen Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben 
in Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht über-
wiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die 
Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten Bi-
lanzierungsgrundsätze und der wesentlichen Einschät-
zungen der gesetzlichen Vertreter sowie die Würdigung 
der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts. Wir sind der Auffassung, dass unsere Prü-
fung eine hinreichend sichere Grundlage für unsere Be-
urteilung bildet.

Unsere Prüfung des Jahresabschlusses unter Einbezie-
hung der Buchführung und des Lageberichts hat zu kei-
nen Einwendungen geführt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresab-
schluss den gesetzlichen Vorschriften und den Vorschrif-
ten der KHBV und vermittelt unter Beachtung der 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tat-
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sächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Ver-
mögens-, Finanz- und Ertragslage der Klinik. Der Lage-
bericht steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, 
vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage 
der Klinik und stellt die Chancen und Risiken der zu-
künftigen Entwicklung zutreffend dar.

Die Prüfung der zweckentsprechenden, sparsamen und 
wirtschaftlichen Verwendung der Fördermittel nach § 18 
Abs.  1 KHGG NRW hat zu keinen Einwendungen ge-
führt.“

Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft BDO AG ausgewertet und eine 
Analyse anhand von Kennzahlen durchgeführt. Sie 
kommt dabei zu folgendem Ergebnis:

Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird 
vollinhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß §  3 
der Verordnung über die Durchführung der Jahresab-
schlussprüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspfl ichti-
gen Einrichtungen (JAP DVO) ist aus Sicht der GPA 
NRW nicht erforderlich.

Herne, den 1. 12. 2014

GPA NRW 

Im Auftrag

gez.

Helga  G i e s e n 

Siegel der
Gemeindeprüfungsanstalt 

Nordrhein-Westfalen

LVR-Klinik Viersen
Abschließender Vermerk der GPA NRW

Die GPA NRW ist gemäß §  106 GO NRW gesetzlicher 
Abschlussprüfer der LVR-Klinik Viersen. Zur Durch-
führung der Jahresabschlussprüfung zum 31. 12. 2013 
hat sie sich der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft BDO 
AG, Köln, bedient.

Diese hat mit Datum vom 21. 4. 2014 den nachfolgend 
dargestellten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk 
erteilt.

„Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang – der LVR-
Klinik Viersen, Viersen, nach KHG unter Einbeziehung 
der Buchführung und den Lagebericht der Klinik für das 
Geschäftsjahr vom 1. Januar 2013 bis zum 31. Dezember 
2013 geprüft. Durch §  30 KHGG NRW in Verbindung 
mit §  21 GemKHBVO wurde der Prüfungsgegenstand 
festgelegt. Die Prüfung erstreckt sich daher insbeson-
dere auf die zweckentsprechende, sparsame und wirt-
schaftliche Verwendung der Fördermittel nach §  18 
Abs. 1 KHGG NRW. Die Buchführung und die Aufstel-
lung des Jahresabschlusses und Lageberichts nach den 
deutschen handelsrechtlichen Vorschriften und den Vor-
schriften der KHBV sowie die Verwendung der Förder-
mittel liegen in der Verantwortung der gesetzlichen Ver-
treter. Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von 
uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den 
Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchführung 
und über den Lagebericht sowie über den Prüfungsge-
genstand nach § 30 KHGG NRW abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach §  30 
KHGG NRW i. V. m. §  317 HGB unter Beachtung der 
vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprü-
fung vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen 
und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, 
die sich auf die Darstellung des durch den Jahresab-
schluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßi-
ger Buchführung und durch den Lagebericht vermittel-
ten Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit er-
kannt werden und dass mit hinreichender Sicherheit be-
urteilt werden kann, ob die Anforderungen, die sich aus 
der Festlegung des Prüfungsgegenstandes nach §  30 
KHGG NRW in Verbindung mit § 21 GemKHBVO erge-
ben, erfüllt wurden. Bei der Festlegung der Prüfungs-
handlungen werden die Kenntnisse über die Geschäfts-
tätigkeit und über das wirtschaftliche und rechtliche 

Umfeld der Klinik sowie die Erwartungen über mögliche 
Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden 
die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen inter-
nen Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben 
in Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht über-
wiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die 
Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten Bi-
lanzierungsgrundsätze und der wesentlichen Einschät-
zungen der gesetzlichen Vertreter sowie die Würdigung 
der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts. Wir sind der Auffassung, dass unsere Prü-
fung eine hinreichend sichere Grundlage für unsere Be-
urteilung bildet.

Unsere Prüfung des Jahresabschlusses unter Einbezie-
hung der Buchführung und des Lagebericht hat zu kei-
nen Einwendungen geführt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresab-
schluss den gesetzlichen Vorschriften und den Vorschrif-
ten der KHBV und vermittelt unter Beachtung der 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tat-
sächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Ver-
mögens-, Finanz- und Ertragslage der Klinik. Der Lage-
bericht steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, 
vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage 
der Klinik und stellt die Chancen und Risiken der zu-
künftigen Entwicklung zutreffend dar.

Die Prüfung der zweckentsprechenden, sparsamen und 
wirtschaftlichen Verwendung der Fördermittel nach § 18 
Abs.  1 KHGG NRW hat zu keinen Einwendungen ge-
führt.“

Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft BDO AG ausgewertet und eine 
Analyse anhand von Kennzahlen durchgeführt. Sie 
kommt dabei zu folgendem Ergebnis:

Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird 
vollinhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß §  3 
der Verordnung über die Durchführung der Jahresab-
schlussprüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspfl ichti-
gen Einrichtungen (JAP DVO) ist aus Sicht der GPA 
NRW nicht erforderlich.

Herne, den 1. 12. 2014

GPA NRW 

Im Auftrag

gez.

Helga  G i e s e n 

Siegel der
Gemeindeprüfungsanstalt 

Nordrhein-Westfalen

LVR-Klinik für Orthopädie Viersen
Abschließender Vermerk der GPA NRW

Die GPA NRW ist gemäß §  106 GO NRW gesetzlicher 
Abschlussprüfer der LVR-Klinik für Orthopädie Vier-
sen. Zur Durchführung der Jahresabschlussprüfung zum 
31. 12. 2013 hat sie sich der Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft BDO AG, Köln, bedient.

Diese hat mit Datum vom 2. 5. 2014 den nachfolgend 
dargestellten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk 
erteilt.

„Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang – der LVR-
Klinik für Orthopädie Viersen, Viersen, nach KHG unter 
Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht der 
Klinik für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2013 bis zum 
31. Dezember 2013 geprüft. Durch § 30 KHGG NRW in 
Verbindung mit § 21 GemKHBVO wurde der Prüfungs-
gegenstand festgelegt. Die Prüfung erstreckt sich daher 
insbesondere auf die zweckentsprechende, sparsame und 
wirtschaftliche Verwendung der Fördermittel nach § 18 
Abs. 1 KHGG NRW. Die Buchführung und die Aufstel-
lung des Jahresabschlusses und Lageberichts nach den 
deutschen handelsrechtlichen Vorschriften und den Vor-
schriften der KHBV sowie die Verwendung der Förder-
mittel nach § 18 Abs. 1 KHGG NRW liegen in der Ver-
antwortung der gesetzlichen Vertreter. Unsere Aufgabe 
ist es, auf der Grundlage der von uns durchgeführten 
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Prüfung eine Beurteilung über den Jahresabschluss un-
ter Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht 
sowie über den Prüfungsgegenstand gemäß § 30 KHGG 
abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach §  30 
KHGG i. V. m. § 317 HGB unter Beachtung der vom Ins-
titut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und 
durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die 
sich auf die Darstellung des durch den Jahresabschluss 
unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung und durch den Lagebericht vermittelten 
Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesent-
lich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt 
werden und dass mit hinreichender Sicherheit beurteilt 
werden kann, ob die Anforderungen, die sich aus der 
Festlegung des Prüfungsgegenstandes nach § 30 KHGG 
NRW in Verbindung mit § 21 GemKHBVO ergeben, er-
füllt wurden. Bei der Festlegung der Prüfungshandlun-
gen werden die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit 
und über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der 
Klinik sowie die Erwartungen über mögliche Fehler be-
rücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden die Wirk-
samkeit des rechnungslegungsbezogenen internen Kont-
rollsystems sowie Nachweise für die Angaben in 
Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht über-
wiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die 
Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten Bi-
lanzierungsgrundsätze und der wesentlichen Einschät-
zungen der gesetzlichen Vertreter sowie die Würdigung 
der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts. Wir sind der Auffassung, dass unsere Prü-
fung eine hinreichend sichere Grundlage für unsere Be-
urteilung bildet.

Unsere Prüfung des Jahresabschlusses unter Einbezie-
hung der Buchführung und des Lageberichts hat zu kei-
nen Einwendungen geführt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresab-
schluss den gesetzlichen Vorschriften und den Vorschrif-
ten der KHBV und vermittelt unter Beachtung der 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tat-
sächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Ver-
mögens-, Finanz- und Ertragslage der Klinik. Der Lage-
bericht steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, 
vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage 
der Klinik und stellt die Chancen und Risiken der zu-
künftigen Entwicklung zutreffend dar.

Die Prüfung der zweckentsprechenden, sparsamen und 
wirtschaftlichen Verwendung der Fördermittel nach § 18 
Abs.  1 KHGG NRW hat zu keinen Einwendungen ge-
führt.“

Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft BDO AG ausgewertet und eine 
Analyse anhand von Kennzahlen durchgeführt. Sie 
kommt dabei zu folgendem Ergebnis:

Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird 
vollinhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß §  3 
der Verordnung über die Durchführung der Jahresab-
schlussprüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspfl ichti-
gen Einrichtungen (JAP DVO) ist aus Sicht der GPA 
NRW nicht erforderlich.

Herne, den 1. 12. 2014

GPA NRW 

Im Auftrag

gez.

Helga  G i e s e n 

Siegel der
Gemeindeprüfungsanstalt 

Nordrhein-Westfalen

LVR-Krankenhauszentralwäscherei
Abschließender Vermerk der GPA NRW

Die GPA NRW ist gemäß §  106 GO NRW gesetzlicher 
Abschlussprüfer der LVR-Krankenhauszentralwäsche-
rei. Zur Durchführung der Jahresabschlussprüfung zum 

31. 12. 2013 hat sie sich der Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft BDO AG, Köln, bedient.

Diese hat mit Datum vom 2. 5. 2014 den nachfolgend 
dargestellten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk 
erteilt.

„Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang – der LVR-
Krankenhauszentralwäscherei, Bedburg-Hau, unter Ein-
beziehung der Buchführung und den Lagebericht für das 
Geschäftsjahr vom 1. Januar 2013 bis zum 31. Dezember 
2013 geprüft. Die Buchführung und die Aufstellung von 
Jahresabschluss und Lagebericht nach den deutschen 
handelsrechtlichen Vorschriften und ergänzenden lan-
desrechtlichen Vorschriften und den ergänzenden Be-
stimmungen der Betriebssatzung liegen in der Verant-
wortung der Betriebsleitung des Eigenbetriebes. Unsere 
Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns durchge-
führten Prüfung eine Beurteilung über den Jahresab-
schluss unter Einbeziehung der Buchführung und über 
den Lagebericht abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach §  317 
HGB entsprechend § 106 GO NRW unter Beachtung der 
vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprü-
fung vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen 
und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, 
die sich auf die Darstellung des durch den Jahresab-
schluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßi-
ger Buchführung und durch den Lagebericht vermittel-
ten Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit er-
kannt werden und dass mit hinreichender Sicherheit be-
urteilt werden kann, ob die Anforderungen, die sich aus 
der Festlegung des Prüfungsgegenstandes ergeben, er-
füllt wurden. Bei der Festlegung der Prüfungshandlun-
gen werden die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit 
und über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld des 
Eigenbetriebs sowie die Erwartungen über mögliche 
Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden 
die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen inter-
nen Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben 
in Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht über-
wiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die 
Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten Bi-
lanzierungsgrundsätze und der wesentlichen Einschät-
zungen der gesetzlichen Vertreter sowie die Würdigung 
der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts. Wir sind der Auffassung, dass unsere Prü-
fung eine hinreichend sichere Grundlage für unsere Be-
urteilung bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresab-
schluss den deutschen handelsrechtlichen  und den er-
gänzenden landesrechtlichen Vorschriften und den er-
gänzenden Bestimmungen der Betriebssatzung und 
vermittelt unter Beachtung der Grundsätze ordnungs-
mäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnis-
sen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage des Eigenbetriebs. Der Lagebericht steht in 
Einklang mit dem Jahresabschluss, vermittelt insgesamt 
ein zutreffendes Bild von der Lage des Eigenbetriebs 
und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Ent-
wicklung zutreffend dar.“

Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft BDO AG ausgewertet und eine 
Analyse anhand von Kennzahlen durchgeführt. Die 
kommt dabei zu folgendem Ergebnis:

Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird 
vollinhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß §  3 
der Verordnung über die Durchführung der Jahresab-
schlussprüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspfl ichti-
gen Einrichtungen (JAP DVO) ist aus Sicht der GPA 
NRW nicht erforderlich.
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Herne, den 1.12.2014

GPA NRW 

Im Auftrag

gez.

Helga  G i e s e n 

Siegel der
Gemeindeprüfungsanstalt 

Nordrhein-Westfalen

LVR-HPH-Netz Niederrhein
Abschließender Vermerk der GPA NRW

Die GPA NRW ist gemäß §  106 GO NRW gesetzlicher 
Abschlussprüfer des LVR-HPH-Netz Niederrhein. Zur 
Durchführung der Jahresabschlussprüfung zum 
31. 12. 2013 hat sie sich der Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft DHPG Dr. Harzem & Partner KG, Euskirchen, 
bedient.

Diese hat mit Datum vom 17. 4. 2014 den nachfolgend 
dargestellten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk 
erteilt.

„Wir haben den Jahresabschluss unter Einbeziehung der 
Buchführung und den Lagebericht des LVR-HPH-Netz 
Niederrhein (kurz: HPH-Netz Niederrhein) für das Ge-
schäftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2013 ge-
prüft. Die Buchführung und die Aufstellung von Jahres-
abschluss und Lagebericht nach den deutschen 
handelsrechtlichen Vorschriften und ergänzenden lan-
desrechtlichen Vorschriften sowie Regelungen in der 
Satzung und die wirtschaftlichen Verhältnisse der Ein-
richtung liegen in der Verantwortung der Betriebslei-
tung des HPH-Netz Niederrhein. Unsere Aufgabe ist es, 
auf der Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung 
eine Beurteilung über den Jahresabschluss unter Einbe-
ziehung der Buchführung und über den Lagebericht so-
wie über die wirtschaftlichen Verhältnisse des HPH-
Netz Niederrhein abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach §  317 
HGB und § 106 Gemeindeordnung (GO NRW) unter Be-
achtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) 
festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Abschlussprüfung vorgenommen. Danach ist die Prü-
fung so zu planen und durchzuführen, dass Unrichtig-
keiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung des 
durch den Jahresabschluss unter Beachtung der Grund-
sätze ordnungsmäßiger Buchführung und durch den 
Lagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Fi-
nanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit hin-
reichender Sicherheit erkannt werden und dass mit 
hinreichender Sicherheit beurteilt werden kann, ob die 
wirtschaftlichen Verhältnisse des HPH-Netz Nieder-
rhein Anlass zu Beanstandungen geben. Bei der Festle-
gung der Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse 
über die Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftli-
che und rechtliche Umfeld des HPH-Netz Niederrhein 
sowie die Erwartungen über mögliche Fehler berück-
sichtigt.

Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des 
rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems 
sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jah-
resabschluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis 
von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Be-
urteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und 
der wesentlichen Einschätzungen der Betriebsleitung 
des HPH-Netz Niederrhein sowie die Würdigung der Ge-
samtdarstellung des Jahresabschlusses und des Lagebe-
richts. Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung 
eine hinreichend sichere Grundlage für unsere Beurtei-
lung bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresab-
schluss den deutschen handelsrechtlichen und den er-
gänzenden landesrechtlichen Vorschriften und den er-
gänzenden Bestimmungen der Satzung und vermittelt 
unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-
sprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertrags-
lage des HPH-Netz Niederrhein. Der Lagebericht steht 
in Einklang mit dem Jahresabschluss, vermittelt insge-

samt ein zutreffendes Bild von der Lage der Einrichtung 
und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Ent-
wicklung zutreffend dar. Die wirtschaftlichen Verhält-
nisse des HPH-Netz Niederrhein geben nach unserer Be-
urteilung keinen Anlass zu Beanstandungen.“

Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft DHPG Dr. Harzem & Partner KG 
ausgewertet und eine Analyse anhand von Kennzahlen 
durchgeführt. Sie kommt dabei zu folgendem Ergebnis:

Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird 
vollinhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß §  3 
der Verordnung über die Durchführung der Jahresab-
schlussprüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspfl ichti-
gen Einrichtungen (JAP DVO) ist aus Sicht der GPA 
NRW nicht erforderlich.

Herne, den 1.12.2014

GPA NRW 

Im Auftrag

gez.

Helga  G i e s e n 

Siegel der
Gemeindeprüfungsanstalt 

Nordrhein-Westfalen

LVR-HPH-Netz Ost
Abschließender Vermerk der GPA NRW

Die GPA NRW ist gemäß §  106 GO NRW gesetzlicher 
Abschlussprüfer des LVR-HPH-Netz Ost. Zur Durch-
führung der Jahresabschlussprüfung zum 31. 12. 2013 
hat sie sich der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft DHPG 
Dr. Harzem & Partner KG, Euskirchen, bedient.

Diese hat mit Datum vom 17. 4. 2014 den nachfolgend 
dargestellten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk 
erteilt.

„Wir haben den Jahresabschluss unter Einbeziehung der 
Buchführung und den Lagebericht des LVR-HPH-Net-
zes Ost (kurz HPH-Ost) für das Geschäftsjahr vom 1. Ja-
nuar bis 31. Dezember 2013 geprüft. Die Buchführung 
und die Aufstellung von Jahresabschluss und Lagebe-
richt nach den deutschen handelsrechtlichen Vorschrif-
ten und ergänzenden landesrechtlichen Vorschriften so-
wie Regelungen in der Satzung und die wirtschaftlichen 
Verhältnisse der Einrichtung liegen in der Verantwor-
tung der Betriebsleitung des HPH-Ost. Unsere Aufgabe 
ist es, auf Grundlage der von uns durchgeführten Prü-
fung eine Beurteilung über den Jahresabschluss unter 
Einbeziehung der Buchführung und über den Lagebe-
richt sowie über die wirtschaftlichen Verhältnisse des 
HPH-Ost abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach §  317 
HGB und § 106 Gemeindeordnung (GO NRW) unter Be-
achtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) 
festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Abschlussprüfung vorgenommen. Danach ist die Prü-
fung so zu planen und durchzuführen, dass Unrichtig-
keiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung des 
durch den Jahresabschluss unter Beachtung der Grund-
sätze ordnungsmäßiger Buchführung und durch den 
Lagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Fi-
nanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinrei-
chender Sicherheit erkannt werden und dass mit hinrei-
chender Sicherheit beurteilt werden kann, ob die 
wirtschaftlichen Verhältnisse des HPH-Ost Anlass zu 
Beanstandungen geben. Bei der Festlegung der Prü-
fungshandlungen werden die Kenntnisse über die Ge-
schäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und recht-
liche Umfeld des HPH-Ost sowie die Erwartungen über 
mögliche Fehler berücksichtigt.

Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des 
rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems 
sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jah-
resabschluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis 
von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Be-
urteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und 
der wesentlichen Einschätzungen der Betriebsleitung 
des HPH-Ost sowie die Würdigung der Gesamtdarstel-
lung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. Wir 
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sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinrei-
chend sichere Grundlage für unsere Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresab-
schluss den deutschen handelsrechtlichen und den er-
gänzenden landesrechtlichen Vorschriften und den er-
gänzenden Bestimmungen der Satzung und vermittelt 
unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-
sprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertrags-
lage des HPH-Ost. Der Lagebericht steht in Einklang 
mit dem Jahresabschluss, vermittelt insgesamt ein zu-
treffendes Bild von der Lage der Einrichtung und stellt 
die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend dar. Die wirtschaftlichen Verhältnisse des 
HPH-Ost geben nach unserer Beurteilung keinen Anlass 
zu Beanstandungen.“

Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft DHPG Dr. Harzem & Partner KG 
ausgewertet und eine Analyse anhand von Kennzahlen 
durchgeführt. Sie kommt dabei zu folgendem Ergebnis:

Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird 
vollinhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß §  3 
der Verordnung über die Durchführung der Jahresab-
schlussprüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspfl ichti-
gen Einrichtungen (JAP DVO) ist aus Sicht der GPA 
NRW nicht erforderlich.

Herne, den 1. 12. 2014

GPA NRW 

Im Auftrag

gez.

Helga  G i e s e n 

Siegel der
Gemeindeprüfungsanstalt 

Nordrhein-Westfalen

LVR-HPH-Netz West
Abschließender Vermerk der GPA NRW

Die GPA NRW ist gemäß §  106 GO NRW gesetzlicher 
Abschlussprüfer des Betriebes LVR-HPH-Netz West. 
Zur Durchführung der Jahresabschlussprüfung zum 
31. 12. 2013 hat sie sich der Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft DHPG Dr. Harzem & Partner KG, Euskirchen, 
bedient.

Diese hat mit Datum vom 17. 4. 2014 den nachfolgend 
dargestellten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk 
erteilt.

„Wir haben den Jahresabschluss unter Einbeziehung der 
Buchführung und den Lagebericht des LVR-HPH-Netz 
West (kurz HPH-West) für das Geschäftsjahr vom 1. Ja-
nuar bis 31. Dezember 2013 geprüft. Die Buchführung 
und die Aufstellung von Jahresabschluss und Lagebe-
richt nach den deutschen handelsrechtlichen Vorschrif-
ten und ergänzenden landesrechtlichen Vorschriften so-
wie Regelungen in der Satzung und die wirtschaftlichen 
Verhältnisse der Einrichtung liegen in der Verantwor-
tung der Betriebsleitung des HPH-West. Unsere Aufgabe 
ist es, auf der Grundlage der von uns durchgeführten 
Prüfung eine Beurteilung über den Jahresabschluss un-
ter Einbeziehung der Buchführung und über den Lage-
bericht sowie über die wirtschaftlichen Verhältnisse des 
HPH-West abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach §  317 
HGB und § 106 Gemeindeordnung (GO NRW) unter Be-
achtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) 
festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Abschlussprüfung vorgenommen. Danach ist die Prü-
fung so zu planen und durchzuführen, dass Unrichtig-
keiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung des 
durch den Jahresabschluss unter Beachtung der Grund-
sätze ordnungsmäßiger Buchführung und durch den 
Lagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Fi-
nanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinrei-
chender Sicherheit erkannt werden und dass mit hinrei-
chender Sicherheit beurteilt werden kann, ob die 
wirtschaftlichen Verhältnisse des HPH-West Anlass zu 

Beanstandungen geben. Bei der Festlegung der Prü-
fungshandlungen werden die Kenntnisse über die Ge-
schäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und recht-
liche Umfeld des HPH-West sowie die Erwartungen über 
mögliche Fehler berücksichtigt.

Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des 
rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems 
sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jah-
resabschluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis 
von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Be-
urteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und 
der wesentlichen Einschätzungen der Betriebsleitung 
des HPH-West sowie die Würdigung der Gesamtdarstel-
lung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. Wir 
sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinrei-
chend sichere Grundlage für unsere Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresab-
schluss den deutschen handelsrechtlichen und den er-
gänzenden landesrechtlichen Vorschriften und den er-
gänzenden Bestimmungen der Satzung und vermittelt 
unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-
sprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertrags-
lage des HPH-West. Der Lagebericht steht in Einklang 
mit dem Jahresabschluss, vermittelt insgesamt ein zu-
treffendes Bild von der Lage der Einrichtung und stellt 
die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend dar. Die wirtschaftlichen Verhältnisse des 
HPH-West geben nach unserer Beurteilung keinen An-
lass zu Beanstandungen.“

Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft DHPG Dr. Harzem & Partner KG 
ausgewertet und eine Analyse anhand von Kennzahlen 
durchgeführt. Sie kommt dabei zu folgendem Ergebnis:

Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird 
vollinhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß §  3 
der Verordnung über die Durchführung der Jahresab-
schlussprüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspfl ichti-
gen Einrichtungen (JAP DVO) ist aus Sicht der GPA 
NRW nicht erforderlich.

Herne, den 1. 12. 2014

GPA NRW 

Im Auftrag

gez.

Helga  G i e s e n 

Siegel der
Gemeindeprüfungsanstalt 

Nordrhein-Westfalen

LVR-InfoKom
Abschließender Vermerk der GPA NRW

Die GPA NRW ist gemäß §  106 GO NRW gesetzlicher 
Abschlussprüfer des Betriebes LVR InfoKom. Zur 
Durchführung der Jahresabschlussprüfung zum 31. 12.  
2013 hat sie sich der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
Rödl & Partner, Köln, bedient.

Diese hat mit Datum vom 25. 7. 2014 den nachfolgend 
dargestellten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk 
erteilt.

„Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang – unter 
Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht der 
LVR-InfoKom, Köln, für das Wirtschaftsjahr vom 1. Ja-
nuar bis zum 31. Dezember 2013 geprüft. Die Buch-
führung und die Aufstellung von Jahresabschluss und 
Lagebericht nach den deutschen handelsrechtlichen 
Vorschriften und den ergänzenden Bestimmungen der 
Satzung liegen in der Verantwortung der Betriebsleitung 
der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung. Unsere Aufgabe 
ist es, auf der Grundlage der von uns durchgeführten 
Prüfung eine Beurteilung über den Jahresabschluss un-
ter Einbeziehung der Buchführung und über den Lage-
bericht abzugeben.
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Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach §  317 
HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschafts-
prüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. Danach 
ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass 
Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstel-
lung des durch den Jahresabschluss unter Beachtung der 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und durch 
den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Fi-
nanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinrei-
chender Sicherheit erkannt werden. Bei der Festlegung 
der Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse über die 
Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und 
rechtliche Umfeld des Betriebes sowie die Erwartungen 
über mögliche Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der 
Prüfung werden die Wirksamkeit des rechnungslegungs-
bezogenen internen Kontrollsystems sowie Nachweise 
für die Angaben in Buchführung, Jahresabschluss und 
Lagebericht überwiegend auf der Basis von Stichproben 
beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung der ange-
wandten Bilanzierungsgrundsätze und der wesentlichen 
Einschätzungen der Betriebsleitung sowie die Würdi-
gung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichts. Wir sind der Auffassung, dass unsere 
Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für die Be-
urteilung bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresab-
schluss den gesetzlichen Vorschriften und den ergänzen-
den Bestimmungen der Satzung und vermittelt unter Be-
achtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild 
der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der eigenbe-
triebsähnlichen Einrichtung. Der Lagebericht steht in 
Einklang mit dem Jahresabschluss, vermittelt insgesamt 
ein zutreffendes Bild von der Lage der eigenbetriebsähn-
lichen Einrichtung und stellt die Chancen und Risiken 
der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.“

Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft Rödl & Partner ausgewertet und 
eine Analyse anhand von Kennzahlen durchgeführt. Sie 
kommt dabei zu folgendem Ergebnis:

Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird 
vollinhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß §  3 
der Verordnung über die Durchführung der Jahresab-
schlussprüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspfl ichti-
gen Einrichtungen (JAP DVO) ist aus Sicht der GPA 
NRW nicht erforderlich.

Herne, den 1. 12. 2014

GPA NRW 

Im Auftrag

gez.

Helga  G i e s e n 

Siegel der
Gemeindeprüfungsanstalt 

Nordrhein-Westfalen

LVR-Jugendhilfe Rheinland
Abschließender Vermerk der GPA NRW

Die GPA NRW ist gemäß §  106 GO NRW gesetzlicher 
Abschlussprüfer der LVR-Jugendhilfe Rheinland. Zur 
Durchführung der Jahresabschlussprüfung zum 
31. 12.  2013 hat sie sich der Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft DHPG Dr. Harzem § Partner KG, Gummersbach, 
bedient.

Diese hat mit Datum vom 28. 5. 2014 den nachfolgend 
dargestellten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk 
erteilt.

„Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang – unter 
Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht der 
LVR-Jugendhilfe Rheinland, Solingen, für das Wirt-
schaftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2013 
geprüft. Die Buchführung und die Aufstellung von Jah-
resabschluss und Lagebericht nach den deutschen han-
delsrechtlichen Vorschriften sowie den ergänzenden Be-

stimmungen in der Eigenbetriebsverordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen liegen in der Verantwortung 
der Betriebsleitung. Unsere Aufgabe ist es, auf der 
Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung eine Be-
urteilung über den Jahresabschluss unter Einbeziehung 
der Buchführung und über den Lagebericht abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach §  317 
HGB, §  106 der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen und der Verordnung über die Durchfüh-
rung der Jahresabschlussprüfung bei Eigenbetrieben und 
prüfungspfl ichtigen Einrichtungen unter Beachtung der 
vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprü-
fung vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen 
und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, 
die sich auf die Darstellung des durch den Jahresab-
schluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßi-
ger Buchführung und durch den Lagebericht vermittelten 
Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertrags lage wesent-
lich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt 
werden. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen wer-
den die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über 
das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld des Betriebes 
sowie die Erwartungen über mögliche Fehler berücksich-
tigt. Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des 
rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems so-
wie die Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jah-
resabschluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis 
von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beur-
teilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und 
der wesentlichen Einschätzungen der gesetzlichen Vertre-
ter sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jah-
resabschlusses und des Lageberichts.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss 
den gesetzlichen Vorschriften und vermittelt unter Be-
achtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild 
der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Betriebes. 
Der Lagebericht steht in Einklang mit dem Jahresab-
schluss, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von 
der Lage des Betriebes und stellt die Chancen und Risi-
ken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.“

Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft DHPG Dr. Harzem & Partner KG 
ausgewertet und eine Analyse anhand von Kennzahlen 
durchgeführt. Sie kommt dabei zu folgendem Ergebnis:

Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird 
vollinhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß §  3 
der Verordnung über die Durchführung der Jahresab-
schlussprüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspfl ichti-
gen Einrichtungen (JAP DVO) ist aus Sicht der GPA 
NRW nicht erforderlich.

Herne, den 9. 12. 2014

GPA NRW 

Im Auftrag

gez.

Helga  G i e s e n 

Siegel der
Gemeindeprüfungsanstalt 

Nordrhein-Westfalen

Die Jahresabschlüsse sowie die Lageberichte können bis 
zur Feststellung der Jahresabschlüsse 2014 während der 
Dienststunden, von 9.00 bis 15.00 Uhr, beim Land-
schaftsverband Rheinland, Dezernat 8, Dienstgebäude 
Cologne Office Center, (Siegburger Str. 203, 50679 Köln) 
Zimmer 209, eingesehen werden.

Köln, den 7. Februar 2015

Die Direktorin 
des Landschaftsverbandes Rheinland

L u b e k

– MBl. NRW. 2015 S. 121
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KDN – Dachverband kommunaler IT-Dienstleister 

Bekanntmachung des Jahresabschlusses 
des Zweckverbandes 

KDN – Dachverband kommunaler IT-Dienstleister 
für das Geschäftsjahr 2013

Bek. d. KDN – Dachverband kommunaler 
IT-Dienstleister

v. 23. 1. 2015

Die Verbandsversammlung stellt den Jahresabschluss 
zum 31. 12.2013 mit einer Bilanzsumme von 
4.902.049,33  € und einem Jahresüberschuss von 
156.061,42 € fest.

Abschließender Vermerk der GPA NRW
Die GPA NRW ist gemäß §  106 GO NRW gesetzlicher 
Abschlussprüfer des Betriebes KDN Dachverband Kom-
munaler IT Dienstleister. Zur Durchführung der Jahres-
abschlussprüfung zum 31. 12. 2013 hat sie sich der Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft Rödl & Partner, Köln, 
bedient.

Diese hat mit Datum vom 10. 10. 2014 den nachfolgend 
dargestellten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk 
erteilt. 

„Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers
Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang – unter 
Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht des 
KDN Dachverband Kommunaler IT  Dienstleister, Köln, 
für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 
2013 geprüft. Die Buchführung und die Aufstellung von 
Jahresabschluss und Lagebericht nach den deutschen 
handelsrechtlichen Vorschriften und ergänzenden lan-
desrechtlichen Vorschriften und den ergänzenden Be-
stimmungen der Satzung liegen in der Verantwortung 
der gesetzlichen Vertreter des Zweckverbandes. Unsere 
Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns durchge-
führten Prüfung eine Beurteilung über den Jahresab-
schluss unter Einbeziehung der Buchführung und über 
den Lagebericht abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach §  317 
HGB und § 106 GO NRW unter Beachtung der vom Ins-
titut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und 
durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die 
sich auf die Darstellung des durch den Jahresabschluss 
unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung und durch den Lagebericht vermittelten 
Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesent-
lich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt 
werden. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen 
werden die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und 
über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld des 
Zweckverbandes sowie die Erwartungen über mögliche 
Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden 
die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen inter-
nen Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben 
in Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht über-
wiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die 
Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten Bi-
lanzierungsgrundsätze und der wesentlichen Einschät-
zungen der gesetzlichen Vertreter sowie die Würdigung 
der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts. Wir sind der Auffassung, dass unsere Prü-
fung eine hinreichend sichere Grundlage für unsere Be-
urteilung bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresab-
schluss den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften 
und den ergänzenden landesrechtlichen Vorschriften 
und den ergänzenden Bestimmungen der Satzung und 
vermittelt unter Beachtung der Grundsätze ordnungs-
mäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnis-
sen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage des Zweckverbandes. Der Lagebericht steht 
in Einklang mit dem Jahresabschluss, vermittelt insge-
samt ein zutreffendes Bild von der Lage des Zweckver-

bandes und stellt die Chancen und Risiken der zukünfti-
gen Entwicklung zutreffend dar.“

Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft Rödl & Partner ausgewertet und 
eine Analyse anhand von Kennzahlen durchgeführt. Sie 
kommt dabei zu folgendem Ergebnis:

Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird 
vollinhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß §  3 
der Verordnung über die Durchführung der Jahresab-
schlussprüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspfl ichti-
gen Einrichtungen (JAP DVO) ist aus Sicht der GPA 
NRW nicht erforderlich.

Herne, den 15. 1. 2015

Gemeindeprüfungsanstalt Nordrhein-Westfalen

Im Auftrag

gez. Wilma  W i e g a n d

Köln, den 23. 1. 2015

Zweckverband KDN – Dachverband kommunaler 
IT-Dienstleister

Der Verbandsvorsteher

gez. Guido  K a h l e n

– MBl. NRW. 2015 S. 133

KDN – Dachverband kommunaler IT-Dienstleister

Bekanntmachung des Jahresabschlusses 
des Zweckverbandes 

KDN – Dachverband kommunaler IT-Dienst-
leister für seine eigenbetriebsähnliche Einrichtung 

AKDN-sozial für das Geschäftsjahr 2013
Bek. d. KDN – Dachverband kommunaler 

IT-Dienstleister
v. 23. 1. 2015

Die Verbandsversammlung stellt den Jahresabschluss 
zum 31. 12. 2013 mit einer Bilanzsumme von 
1.058.436,59  € und einem Jahresüberschuss von 
193.328,92 € fest. 

Abschließender Vermerk der GPA NRW
Die GPA NRW ist gemäß §  106 GO NRW gesetzlicher 
Abschlussprüfer des Betriebes aKDn-sozial. Zur Durch-
führung der Jahresabschlussprüfung zum 31. 12. 2013 
hat sie sich der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Rödl & 
Partner, Köln, bedient.

Diese hat mit Datum vom 10. 10. 2014 den nachfolgend 
dargestellten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk 
erteilt. 

„Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers
Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang – unter 
Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht der 
aKDn-sozial eigenbetriebsähnliche Einrichtung, Köln, 
für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 
2013 geprüft. Die Buchführung und die Aufstellung von 
Jahresabschluss und Lagebericht nach den deutschen 
handelsrechtlichen Vorschriften, den ergänzenden lan-
desrechtlichen Vorschriften und den ergänzenden Be-
stimmungen der Satzung liegen in der Verantwortung 
der gesetzlichen Vertreter der Einrichtung. Unsere Auf-
gabe ist es, auf der Grundlage der von uns durchgeführ-
ten Prüfung eine Beurteilung über den Jahresabschluss 
unter Einbeziehung der Buchführung und über den La-
gebericht abzugeben.



Ministerialblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 6 vom 12. März 2015134

Verkehrsverbund Rhein-Ruhr (VRR)

Sitzung der Verbandsversammlung 
des Zweckverbandes Verkehrsverbund 

Rhein-Ruhr (VRR) am Donnerstag, 19. 3. 2015
Bek. d. Verkehrsverbundes Rhein-Ruhr 

v.6. 3. 2015

Am Donnerstag, 19. 3. 2015, 11:00 Uhr, fi ndet im Ratssaal 
des Rathauses der Stadt Essen, Ribbeckstraße 15, 45127 
Essen, eine Sitzung der Verbandsversammlung des 
Zweckverbandes VRR statt.

Öffentlicher Teil

1.  Form und Frist der Ladung

2.  Beschlussfähigkeit und Tagesordnung

3.   Genehmigung der Niederschrift über die öffentliche 
Sitzung der Verbandsversammlung vom 12. 12. 2014

4.   Wahl des/der stellvertretenden Verbandsvorsteher/s/
in

5.  Wahlen zu den Gremien im VRR

6.   Bestellung des Wirtschaftsprüfers für die Prüfung der 
Jahresabschlüsse des ZV VRR, des ZV VRR FaIn-EB 
sowie der VRR AöR und des NVN für das Jahr 2015

7.   Satzung zur Änderung der Umlagensatzung des ZV 
VRR für das Jahr 2015

8.  Anfragen und Mitteilungen

Der Hinweis auf diese Sitzung und die Tagesordnung 
werden hiermit öffentlich bekannt gemacht.

Essen, 6. März 2015

Erik  O.  S c h u l z

Vorsitzender

– MBl. NRW. 2015 S. 134

Verkehrsverbund Rhein-Ruhr (AöR)

Sitzung des Verwaltungsrates 
der Verkehrs verbund Rhein-Ruhr AöR

am Donnerstag, 19. 3. 2015
Bek. d. Verkehrsverbundes Rhein-Ruhr 

v. 6. 3. 2015

Am Donnerstag, 19. 3. 2015, 10.30 Uhr, fi ndet im Rathaus 
der Stadt Essen, Ribbeckstraße 15, 45127 Essen, Raum 
2.20, eine Sitzung des Verwaltungsrates der VRR AöR 
statt.

Öffentlicher Teil

 1.  Form und Frist der Ladung

 2.  Beschlussfähigkeit und Tagesordnung

 3.  Genehmigung der Niederschrift über die öffentliche 
Sitzung des Verwaltungsrates vom 12. 12. 2014

 4.  Sachstandsbericht

 5.   Bestellung des Wirtschaftsprüfers für die Prüfung 
der Jahresabschlüsse des ZV VRR, des ZV VRR FaIn-
EB sowie der VRR AöR und des NVN für das Jahr 
2015

 6.  Verbundetat 2015 (endgültig)

 7.   Satzung zur Änderung der Umlagensatzung des ZV 
VRR für das Jahr 2015

 8.  Stationsbericht 2014

 9.  Qualitätsbericht 2014

10.  Taktumstellung S-Bahn

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach §  317 
HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschafts-
prüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. Danach 
ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass 
Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstel-
lung des durch den Jahresabschluss unter Beachtung der 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und durch 
den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Fi-
nanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinrei-
chender Sicherheit erkannt werden. Bei der Festlegung 
der Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse über die 
Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und 
rechtliche Umfeld der Einrichtung sowie die Erwartun-
gen über mögliche Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der 
Prüfung werden die Wirksamkeit des rechnungslegungs-
bezogenen internen Kontrollsystems sowie Nachweise 
für die Angaben in Buchführung, Jahresabschluss und 
Lagebericht überwiegend auf der Basis von Stichproben 
beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung der ange-
wandten Bilanzierungsgrundsätze und der wesentlichen 
Einschätzungen der gesetzlichen Vertreter sowie die 
Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlus-
ses und des Lageberichts. Wir sind der Auffassung, dass 
unsere Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für 
unsere Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresab-
schluss den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften, 
den ergänzenden landesrechtlichen Vorschriften und den 
ergänzenden Bestimmungen der Satzung und vermittelt 
unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-
sprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertrags-
lage der Einrichtung. Der Lagebericht steht in Einklang 
mit dem Jahresabschluss, vermittelt insgesamt ein zu-
treffendes Bild von der Lage der Einrichtung und stellt 
die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend dar.“

Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft Rödl & Partner ausgewertet und 
eine Analyse anhand von Kennzahlen durchgeführt. Sie 
kommt dabei zu folgendem Ergebnis:

Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird 
vollinhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß §  3 
der Verordnung über die Durchführung der Jahresab-
schlussprüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspfl ichti-
gen Einrichtungen (JAP DVO) ist aus Sicht der GPA 
NRW nicht erforderlich.

Herne, den 15. 1. 2015

Gemeindeprüfungsanstalt Nordrhein-Westfalen

Im Auftrag

gez. Wilma  W i e g a n d

Siegburg, 23. 1. 2015

Zweckverband KDN – Dachverband kommunaler 
IT-Dienstleister

Der Verbandsvorsteher

gez. Guido  K a h l e n

– MBl. NRW. 2015 S. 133
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11.  Tarifangelegenheiten

12.  Konkretisierung des Fahrtreppen- und Modernisie-
rungsprogrammes gemäß § 12 ÖPNVG NRW

13.  Kooperation ADFC / VRR-Faltrad

14. Semesterticket

15.  Anfragen und Mitteilungen

Nicht öffentlicher Teil

16.  Genehmigung der Niederschrift über die nicht 
öffentliche Sitzung des Verwaltungsrates vom 12. 12.  
2014 

17.  NRW-RRX-Fahrzeugfi nanzierung; Eckpunkte der 
Vereinbarungen und Verträge zur Zusammenarbeit 
der Aufgabenträger 

18.  Interne AöR-Angelegenheiten 

19.  Anfragen und Mitteilungen 

Der Hinweis auf diese Sitzung und die Tagesordnung 
werden hiermit öffentlich bekannt gemacht.

Essen, 6. März 2015

Hans Wilhelm  R e i n e r s

Vorsitzender

– MBl. NRW. 2015 S. 134
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